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Expedition — Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poft- 
Unftaken Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Dinstag, den 19. December 1876. 


Deutſchland. 
0. C. Neichstags⸗Verhandlungen. 


33. Sitzung des Reichstages (18. December). 

11 Uhr. Die Tribünen ſind überfüllt. Am Tiſche des Bundesrathes 
Camphauſen, Leonbardt, v. Pfretzſchner, 3 v. Fäuſtle, v. Mittnacht, Abeken, 
v. Amsberg, Hofmann u. A. 1 

Auf der Tagesordnung fteht zunächſt die dritte Berathung des Entwurfs 
eines Gerichtsverfaſſungsgeſezes und eines Ein führungs⸗ 
geſetzes zu demſelben. } | . 

Präſident p. Forcken beck ſchlägt vor, mit der Generaldiscuſſion dieſes 
Geſetzes Besch die der Strafproceßordnung zu verbinden: dieſe Abweichung 
von der Geſchäftsordnung ſei aber nur zuläßig, wenn Niemand aus dem 
Hauſe widerſpreche. 

Abg. Windtborft: Ich erkenne es an, daß dem Herrn Präſidenten 
daran liegt, die Verhandlungen abzukürzen; ich glaube aber doch, daß wir 
uns ſtreng an die Vorſchriften der Geſchäftsordnung halten müſſen, nach 
welchen über jedes Geſetz einzeln berathen werden muß. Wenn alle Par⸗ 
teien bei dem Gerichtsverfaſſungsgeſetz genügend zum Wort gekommen ſind, 
ſo wird es wohl Niemandem einfallen, die Generaldiscuſſion bei den ande⸗ 
ren Vorlagen wieder zu erneuern; für den Fall aber, daß dies nicht ge⸗ 
ſchehen ſollte, muß eben die Möglichkeit offen gebalten werden, bei der 
Strafproceßordnung das Wort zu ergreifen. 5 8 

In Folge dieſes Widerſpruchs eröffnet der Präſident die Generaldiscuſ⸗ 
ſion nur über das Gerichts verfaſſungsgeſetz, deutet jedoch an, daß 
er eine Ausdehnung auf die anderen Geſetze nicht verhindern wolle, damit 
die vom Abg. Windthorſt angedeutete Eventualität, die Generaldebatte der 
anderen Geſetze abzukürzen, eintreten könne. : 

Von dem Abg. Miquel und Genofien ift eine Reihe von Anträgen zu 
den verſchiedenen Juſtizgeſetzen eingebracht, welche bezwecken, über die von 
der Regierung als unannehmbar bezeichneten Beſchlüſſe der zweiten Leſung 
eine Vereinbarung herbeizuführen. 5 

Abg. Miquel: Wir ſtehen jetzt an dem entſcheidenden Wendepnnkte 
eines Werkes, welches den Reichstag volle 2 Jahre hindurch beſchäftigt hat. 
Die Beſchlüſſe, die in dieſer dritten Leſung gefaßt werden, werden maßgebend 
gm für das Scheitern oder den Abſchluß des großen Werkes. Nachdem der 

undesrath ſeine Stellung zu den Beſchlüſſen zweiter Leſung des Reichs⸗ 
tages genommen hat, haben meine politiſchen Freunde und ich es für un⸗ 
jere Pflicht gehalten, klar zu ſtellen, ob der Bundesrath mit dieſen Be⸗ 
ſchlüſſen ſein allerletztes Wort Paier habe oder ob es möglich ſei, noch 
wenigſtens in einigen wichtigen Beziehungen und in ſolchen Fragen, auf 
welche der Reichstag ein eniiceibenbes Gewicht legen mußte, die Beſchlüſſe 
der zweiten Leſung, wenn auch in einigen Punkten modificirt, en: t zu 
erhalten. Das Ergebniß dieſer Bemühungen liegt Ihnen in dem Antrage 
vor, der zufällig meinen Namen an der Spitze trägt. Wir glauben über⸗ 
zeugt ſein zu können, daß, wenn dieſer Antrag im Ganzen und im Ein⸗ 
elnen vom Reichstag angenommen iſt, das Werk zu Stande kommen wird. 

ir müſſen aber auch die wohl begründete n begen, daß, wenn 
dies nicht der Fall iſt, das Werk für dieſe Seſſion ſcheitern wird. Die Frage 
ſteht alſo nach unſerer Ueberzeugung einfach klar: Glaubt der Reichstag der 
Nation einen Dienſt damit zu leiſten, unter den vorliegenden Bedingungen 
das Werk abzuſchließen, oder unter dieſen Bedingungen das Werk von ſich 
zu weiſen und das Schiff in das unbekannte Meer hinauszuſtoßen. Von 
dem unſererſeits Ihnen vorgelegten Antrage glaube ich behaupten zu können, 
daß er in feinem derjenigen Punkte, auf die der Reichstag das meiſte Ges 
wicht legt, einen Rückſchritt gegenüber den beſtehenden Zuſtänden enthält. 
Auch nicht in einem einzigen Punkte werden wir 22 von den 
Errungenſchaften, die im Raute oder in einzelnen Theilen Deutſchlands 
bereits erreicht ſind. Es bandelt ſich nur um nicht erreichte Fortſchritte (Sehr 
wahr!); und es wird ſich fragen, ob man es verantworten kann, weil ni 
in allen Punkten diejenigen Fortſchritte erreicht find, welche die Mehrheit 
des Reichstages wünſcht, ein fo großes Werk vorerſt ſcheitern zu laſſen. 

Meine Herren, die Geſetzgebung dieſer Art iſt naturgemäß eine Com: 
promißgeſetzgebung. Jede einzelne Regierung wird im > undesrathe und 
jedes einzelne Mitglied des Reichstages im Reichstage überſtimmt werden 
müſſen und überſtimmt ſein; auf andere Art iſt eine ſolche Aten, d 
überhaupt undenkbar. Dieſes Gefühl haben wir in der Commiſſion, die 
zwei Jahre gearbeitet hat, ſehr lebhaft empfunden, ich glaube aber auch im 
Reichstage wird es von keiner Seite beſtritten werden, daß Niemand mit 
Erfolg an einer ſolchen Geſetzgebung Theil nehmen kann, wenn er verlangt, 
daß ſie ſeinen individuellen Ueberzeugungen in allen einzelnen Beziehungen 
entſprechen ſoll. Zwiſchen uns und denjenigen, die die Einheit des Rechts 
auf dieſem Gebiete wollen, kann alſo nur eine Meinungsverſchiedenheit ſein 
über das Mehr oder Weniger. Ich gebe zu, daß die 0 und die Wich⸗ 
tigkeit der Fragen, die gegen die Ueberzeugung eines Mitgliedes des Reichs⸗ 
tages entſchieden werden, ſo groß ſein kann, daß man lieber daran das 
Geſetz ſcheitern läßt, aber ich conſtatire doch gern, daß im Reichtag nirgends 
Stimmen laut geworden ſind, welche der Geſetzgebung ſelbſt, und ihren 
Zielen ſich entgegenſetzen, welche tendenziös das Werk bekämpfen wollten. 
Es kann ſich alſo für uns nur um die Frage des Mehr oder Weniger han: 
deln, und dor allem um die Schätzung der Gefahr und der Nachtheile, 
welche der Nation erwachſen würden, wenn das Werk in dieſer eſſion 
nicht zu Stande kommt. Wir haben es bei dieſer Geſetzgebung keineswegs 
mit den alten Gegenſätzen in Deutſchland zu thun, namentlich nicht mit den 
politiſchen Geſenſätzen über die Verfaſſung des Deutſchen Reicheszund über 
die Ausdehnung der Einheitsprincipien. Kr 2 es vielmehr mit einem 
Werle zu thun, welches auch unter der Herrſchaft des alten Bundes von 
den damaligen Regierungen für eben ſo nothwendig erachtet wurde wie 
heute, welches damals nur auf Grund der beſtehenden mangelhaften Ver⸗ 
faſſung des Deutſchen Bundes nicht zum Abſchluß kommen konnte, für das 


man aber auch damals ſchon Anläufe nahm, die wir heute noch mit Erfolg, 


haben benutzen können. e s 8 5 
Die 5 der deutſchen Nation ift in dieſem Sinne leine politiſche, 
keine Verfaſſungsfrage; ſondern fie ift eine Lebensbedingung der deutſchen 
Nation, die von allen Parteien gleichmäßig anerkannt werden muß. 9 
nun die Sache ſo, ſo hat man * nicht darüber täuſchen können, daß im 
72 Augenblicke wo dies Werk zum Abſchluß kommen ſollte zwiſchen der 
Mehrheit des Reichstages und dem Bundesrathe Differenzpunkte übrig bleiben 
würden, bezüglich welcher eine Verſtändigung, um das Werk zu Stande zu 
bringen unumgänglich nothwendig war, und ebenſowenig darüber, daß eine 
ſolche Verſtändigun ohne ſchwere Opfer im Einzelnen kaum durchführbar 
ſein würde. Der Idnen vorgelegte Antrag enthält ſolche Opfer, und ſie ſind 
Denjenigen, die Ihnen 2 5 Antrag geſtellt haben, gewiß nicht leicht ge⸗ 
worden (Aba! im Centrum); fie find erſt gemacht worden, nachdem wir uns 
überzeugten, daß nur um dieſen Preis das Werk durchzuführen ſei, daß wir 
font auf das Zuſtandefommen der Geſetze verzichten müſſen. e zwar 
t laut werden hören, daß das leere Befürchtungen 
ſeien, daß unter allen Umſtänden, möge der Reichstag beſchließen, was ihm 
gut wen jedenfalls, wenn er auch die ſetzt gefaßten Beſchluſſe feſthalte, 
das Werk zu Stande kommen werde und der Bundesrath ſich nicht werde 
entſchließen können Nein zu ſagen. Ich und meine politiſchen Freunde 
theilen gegenüber der politiſchen Lage, den Anſchauungen und Stimmungen 
auf Seite des Bundesrathes dieſe Ueberzeugung nicht; wir haben uns von 
dem Gegentheil überzeugen müſſen und mußten darnach natürlich unſer 
politiſches Handeln einrichten. Der Antrag läßt zuerſt die drei Veſchlüſſe 
des Reichstages in Beziehung auf die Preſſe fallen. (Hört! im Centrum.) 
Dies Opfer ift allerdings nicht leicht und nicht klein, meine Herren, aber 
es mußte nach unſerer Ueberzeugung gebracht werden. Wir wollen die 
Schwere dieſes —— keineswegs nen wir wünſchen aber auch 
nicht, daß es überſchätzt werde. Was das Forum anbetrifft, fo find alle 
Juriſten im Reichstage darüber einverſtanden, daß die in zweiter Leſung 
angenommene Beſtimmung in 87 nichts weiter enthält, als die Declaration 
eines Rechtsſatzes, der aus ne Grundfägen ſich von bie als rich: 
tig ergiebt und der durch die böchſte Judicatur des preußiſchen Obertribu⸗ 
nals bereits anerkannt iſt. Wir haben das volle Vertrauen, daß das hoͤchſte 
Reichsgericht in demſelben Sinne entſcheiden wird. Wenn wir daher, frei⸗ 
* v . 


tl einzelnen Falle allerdings wi 


lich ſehr ungern, dieſe Declaration fallen laſſen, ſo muß ich doch entſchieden 
dagegen proteſtiren, daß man daraus etwa ein Aufgeben des in dieſem 
aragraphen niedergelegten Rechtsgrundſatzes herleiten wollte. Was die 
ompetenz zur Aburtheilung in Preßſachen betrifft, ſo iſt wenigſtens der 
Rechtszuſtand, wie er heute in Deutſchland beſteht, erhalten worden. In 
den Ländern, wo gegenwärtig Schwurgerichte aburtheilen, bleibt dieſer Zu⸗ 
ſtand beſtehen, in denen, wo ſolches bisher nicht der Fall iſt, werden zwar 
über einen Theil der durch die Preſſe begangenen ſtrafbaren Handlungen 
rechtsgelehrte Richter urtheilen; aber nicht mehr Collegien von drei, ſondern 
von fünf Richtern, deren Schuldſpruch gefaßt werden muß mit 4 gegen 1 
Stimme. Von einer Verſchlechterung des gegenwärtigen Zuſtandes kann 
nicht die Rede ſein, vielmehr werden beide Syſteme in Deutſchland concur⸗ 
riren (Rufe links: Rechtseinheit!) und es muß der Zukunft ne 
bleiben, auch auf dieſem Gebiete Rechtseinheit herzuſtellen. Zur Zeit hat es 
eben nicht erreicht werden können. Am ſchwerſten von allen Opfern war 
wohl für die Mehrheit des Reichstages das Fallenlaſſen ſeines Beſchluſſes 
von zweiter Leſung in Beziehung auf den Zeugnißzwang (Hört, hört!) oder 
vielleicht richtiger geſagt, in Beziehung auf die Befreiung gewiſſer Perſonen 
von der Zeugnißzwangspflicht. Es wird der Specialdiscuſſion vorbehalten 
bleiben müſſen, die Bedeutung dieſes Beſchluſſes nach allen Seiten hin klar 
zu ſtellen und namentlich Ueberſchätzungen des Werthes dieſes Beſchluſſes 
a g 5 
ir waren auf Grund der uns gewordenen Nachricht von maßgebender 
Stelle außer Zweifel, daß uns hier ein ganz entſchiedener entgegengeſetzter 
Wille gegenüberſtand, daß das Aufrechterhalten dieſes Beſchluſſes von zweiter 
Leſung mit dem Scheitern der geſammten Juſtizgeſetzgebung wentiſch ſei. 
(Hört! hört! links.) Nun bitte ich, vergegenwärtigen Sie fi unſere Lage: 
Wir ſtanden nicht einmal vor der Frage: haben die deutſchen Aer Bein 
einen größeren Werth für die Nation als die Durchführung dieſer Beſtim⸗ 
mung in Bezug auf die Preſſe? Sondern die Frage, klar und beſtimmt 
feſtgeſtellt, war offenbar: ſollen wir den bis jetzt be den ſo vielfach be⸗ 
Hagten Rechtszuſtand in dieſem Punkte fortdeſteben laſſen mit den 
Juſtizgeſetzen oder ſollen wir ihn fortbeſtehen laſſen ohne die Juſtiz⸗ 
geſetze? So allein war die Lage. Wie man ſomit der Preſſe hätte dienen 
wollen dadurch, daß man die Juſtizgeſetze opferte, verſtehe ich nicht. Aber, 
meine Herren, jetzt entſcheiden über dieſe Frage die perſchiedenen oberſten 
Gerichtshöfe in allen deutſchen Landen, in Zukunft wird hier die Judicatur 
des böchſten Reichsgerichtshofes maßgebend fein und ich glaube, es wird ſich 
in der Praxis zeigen, daß dieſe auf Grund dieſes Geſetzes der Preſſe gün⸗ 
ſtiger iſt, als der heutige Rechtszuſtand. (Widerſpruch links.) Jedenfalls 
wird ſich gerade an dieſem Punkte zeigen, daß, wenn ein einheitliches Geſetz 
in Deutſchland gilt, der conſtante Wille der Nation in dieſer syiehung un: 
widerſtehlich ſein wird, während er zerfplittert und machtlos bleibt, wenn 
die heutige Zerſplitterung des Rechtes auch auf dieſem Gebiete beſtehen bleibt. 
So war die Lage und ich glaube, man konnte in dieſer Situation nicht 
anders handeln. (Lebhafter Widerſpruch. links.) Wir find überzeugt, daß die 
deutſche Preſſe, die zuneichſt hierbei betheiligt iſt, dieſe Lage mit voller Ein: 
ſicht erkennen wird und jedenfalls, daß ſie eine patriotiſche Reſignation üben 
wird (Heiterkeit), zu Gunſten der geſammten deutſchen Rechtseinheit gegen⸗ 
über einer bier vorzugsweiſe in Betracht kommenden Specialfrage. 

Im Uebrigen hält der von uns vorgelegte Antrag die Jara zwei⸗ 
ter Leſung aufrecht in Bezug auf die Inkomptabilität der Verfaſſungsrich⸗ 
ter, ferner das Verbot der . J in Beſchlag genommener Papiere Sei⸗ 
tens der Staatsanwalfſchaft. In Bl der Beſchlagnahme von Briefen 
und Telegrammen auf der Poſt glaube ich ein Gleiches behaupten zu kon: 
nen (Widerſpruch.) Nun, meine Herren, die Specialdiscuſſion wird dies ja 
näher zeigen. Von den großen ſtaatsrechtlichen Fragen ſind in Betrrff des 
Anklagemonopols der Staatsanwaltſchaft die Beſchlüſſe zweiter Leſung im 
Weſentlichen aufrecht erhalten, Ne mit einer dification, die in einem 

tig werden kann. Die Beſchwerdeerhebung 
gegen den Staatsanwalt ſoll nämlich in Zukunft nur geltend gemacht wer⸗ 
den können von dem Verletzten, während früher an der Stelle desſelben der 
ufällige Antragſteller ſtand, der den erſten Antrag bei der Staatsanwalt: 
ſcaſt eingereicht hatte. Was ſodann die Frage der civil⸗ und ſtrafrechtli⸗ 
chen Verfolgung der Beamten betrifft, ſo ſoll an Stelle des jetzt in Preußen 
hierfür beſtehenden Competenzgerichtshofes die Entſcheidung durch den ober⸗ 
ſten Verwaltungsgerichtshof treten in allen Ländern, wo ein ſolcher beſteht; 
wo derſelbe aber fehlt, die Entſcheidung des Reichsgerichts. Daß auch in 
dem Vorſchlage, wie wir ihn, in Bezug auf dieſen Punkt in unſerem An⸗ 
trage machen, das Weſentliche der Reichstagbeſchlüſſe von zweiter Leſung 
durchgeſetzt iſt, wird wohl kaum hier beſtritten werden können. (Abg. Windt⸗ 
horſt? ja wohl! ſehr beſtritten.) Der Reichstag hat hier weſentlich feinen 
Willen durchgeſetzt. (Abg. Windthorft: Nein!) Se ezug auf die Benutzung 
der Hilfsrichter iſt in unſeren Anträgen die urſprüngliche Abſicht des Hau⸗ 
ſes, die willkürliche Einwirkung der Landesjuſtizverwaltung auf die Beſetz⸗ 
ung der Richterſtellen auszuschließen, im We entlichen gleichfalls erreicht 
worden (Widerſpruch, . 5 . Pia , 

Ein willkurliches 5 eines einmal angeſtellten Hilfsrichters iſt 
darnach eben jo wenig zuläjfig, als ein willlürliches Einſetzen von Hilfs: 
richtern. Ich komme nun endlich auf die hochwichtige Frage des Einfüh⸗ 
rungstermins. Hier iſt in unſerem Antrage der I. October 1879 als 
äußerſter Einführungstermin beibehalten worden. Daneben allerdings iſt 
zugleich die Einführung abhängig von dem Zuftandelommen eines Geſetzes 
über die Gebührenordnung. Wenn ſie nun a meine Herren, daß 
der Bundesrath ſchon in laber Erklärung zu den Beſchlüſſen zweiter Leſung 
eine ganze Reihe Zugeſtändniſſe gemacht hat, ſo glaube ich, kann der Reichs⸗ 
tag mit dem Reſultate der Vereinbarung, die wir dem Hauſe in unſeren 
Anträgen vorlegen, wohl zufrieden ſein. (Lebhafter Widerſpruch links.) Es 
kann der Würde des Reichstages keinen Abbruch thun, wenn nach ſolchen 
Zugeſtändniſſen des Bundesraths er auch ſeinerſeits, um das große Werk 
u Stande zu bringen, ein Entgegenkommen gegen die Wünſche der ver: 
bündeten Regierungen, wenn auch in ſolchen Punkten, die dem Reichstag 
werth und theuer ad, erweiſt. Es wird die Entſcheidung über Annahme 
oder Ablehnung der Juſtizgeſetze bei jedem Einzelnen weſentlich von der Frage 
abhängen, wie hoch er die Nachtheile und die Gefahren ſchatzt, wenn in 
dieſer Seſſion die Juſtizgeſetze zu Falle kommen. Es iſt ja vollkommen zu⸗ 
treffend, das, was heute nicht zu Stande kommt, morgen zu Stande kommen 
kann, aber es fragt ſich nur, ob es dann beſſer gelingen wird. Wir ſind 
mit dem beſten Willen und der freudigſten Hoffnung an dieſe Geſetze heran⸗ 

egangen, ſollten dieſelben aber jetzt ſcheitern, fo wird in einer ſpäteren 

eſſion an Stelle jener Gefühle das der Verbitterung treten. Ein großes 
Haus kann immer noch ein Prachtbau bleiben, wenn nicht alle Erker und 
die Fagade ſchön conſtruirt find, und ſelbſt wenn es nicht ſchön wäre, jo 
würde es vor Allem darauf anlommen, daß die ganze Familie darin eine 
gute Unterkunft findet. f 

Selbſt Fehler einer großen Gejebgebung, wenn ſie alle gleich treffen, 
werden leicht ertragen, und wenn Alle gleich unter denſelben Fehlern lei⸗ 
den, fo werden dieſelben leicht beſeitigt und 1 Haben wir erſt einmal 
ein 3 Recht, ſo bin ich ſichet, die Reviſion wird bald diejenigen 

unkte treffen, die heute am meiſten beſtritten ſind. Scheitern dagegen die 
Jeſetze, jo wird ein allgemeiner unſicherer und ſchwankender Rechtszuſtand 
eintreten, der zu der größten Verwirrung Veranlaſſung geben wird. Muß 
man ſolchen Zuſtänden gegenüber nicht, wenn man es mit ſeinem Vater⸗ 
lande gut meint, auch auf liebgewordene einzelne Reformen bergichten. 
Welche Hoffnung ſollte man wohl noch hegen, wenn gleich der erſte Anlauf 


ſcheiterte? Der Fels der deutſchen Reichseinheit, auf deſſen Spitze wir ſchon 


angelangt zu ſein hofften, wird auch in ſeinem Zuſammenbruch viele andere 
Keime organiſcher Fortentwickelung begraben und dieſe Verantwortung ſoll⸗ 
ten Alle, welche zum Scheitern der Geſetze jetzt beitragen, wohl berückſich⸗ 
tigen. Ich und viele meiner Freunde haben vor Eingehung des Compro⸗ 
miſſes ſehr wohl die Fragen überlegt, ob wir uns mehr von der Liebe zur 
bisher vollbrachten Arbeit oder durch die Rückſicht an die Geſammtintereſſen 
des Landes leiten laſſen ſollten und ich bin n Seca gekommen, 
daß ich es nicht verantworten kann, daß in Special Fragen ein 
ſolches Werk untergehen fol. Es handelt ſich hier nicht um ge⸗ 
wöhnliche Geſetze, ſondern um die Grundlagen des deutſchen Staa⸗ 


tes und Volles. Hier ſtehen wir vor einer Lebensfrage der 
Nation. Ich traue es Allen zu und verlange nur, daß Sie es au 
Allen zutrauen: Jeder wird ſeinen Spruch abgeben nach beſter Einſicht und 
nach beſtem Gewiſſen. Was daraus auch werde, möge es dem Vaterlande 
frommen! (Beifall.) 

Abg. v. Saucken (Tarputſchen): Ich babe auch das Gefühl wie der 
Vorredner, daß wir an einem Wendepunkt des politiſchen Lebens ſtehen. 
Deshalb iſt es jetzt nicht meine Aufgabe, die juriſtiſchen Specialitäten, 
welche der Abg. Miguel vorgebracht hat, zu widerlegen — das überlaſſe i 
meinen politiſchen Freunden in der Specialdiscuſſion — ſondern ich wi 


nur die allgemeine politiſche Situation, in der wir uns befinden, kenn⸗ 


zeichnen. 

Ich erkenne an, daß das deutſche Volk ein großes Intereſſe an dem Zu⸗ 
ſtandekommen dieſer großen organiſchen Geſetze hat, der weſentliche Unter 
chied zwiſchen der Auffaſſung meiner Partei und der des Abg. Miquel be⸗ 
teht nur darin, daß wir das Zustandekommen der Juſtizgeſeze in dieſer 
Seſſion nicht für eine Lebensfrage der deutſchen Nation halten. Wir 
ſtehen auch noch heute auf demſelben Boden wie der Abg. Lasker im Jahre 
1874, welcher fagte: „Wenn wir die Garantien vernachläßigen würden, 
welche das deutſche Volt zu verlangen berechtigt iſt, dann würde ich die 
einheitliche Geſetzgebung eher für ein nationales Unglück als für ein Glück 
halten.“ (Hört! Hört! Abg. Lasker: Sehr wahr!) Wir haben uns nicht 
überzeugen können, daß in dieſem Compromiß nicht ſehr wichtige Rechte des 
Volkes vergeben werden. Wenn der Reichskanzler, der ſicher weiß, was er 
politiſch will, Punkte, die er früher aus politiſchen Gründen für unannehm⸗ 


bar erklärt hat, nunmehr für annehmbar erklärt, dann wird das deutſche 
Volk wiſſen, daß fie ihrer weſentlichen Grundlagen entkleidet find (Sehr wahr!). 


Der Abg. Miquel hat nur geſagt, daß mit dieſem Compromiß ein Rückſchritt 


nicht gemacht werde, er hat alſo Dr eingeſtanden, daß ein Fortſchritt mit 


demſelben nicht gemacht wird. Betrachten wir nur den einen Punkt des 
Zeugnißzwanges, deſſen Bedeutung dem deutſchen Volke erſt durch die Ver⸗ 
handlungen dieſes Reichstages recht klar geworden iſt. Der Abg. Wehren⸗ 
pfennig, der doch ſicher nicht in dem Verdachte eines allzu großen Radika⸗ 
lismus ſteht, bat vor kurzer Zeit über dieſen Punkt geſagt: „Iſt es recht, 
geſetzliche Forderungen aufzuſtellen, deren Erfüllung jedem anſtändigen 
Menſchen zur Unehre gereicht?“ (Hört! Hört!) „Oder iſt es nicht vielmehr 
beſſer, die Geſetze ſo zu ſchaffen, daß ſie ſich mit den Geſinnungen aller 
anſtändigen Menſchen vertragen?“ (Hört! Hört!) „Allſeitiger Beifall“ 
ſagen die ſtenographiſchen Berichte. Es iſt characteriſtiſch, daß gerade von 
einem Mitgliede der nationalliberalen Partei dieſes ſo — ausge⸗ 
ſprochen iſt. Der von dem ar Miquel mit großem Nachdruck als Gewinn 
hervorgehobene 1 des Publikationstermins dieſer Geſetze iſt nach der 
vorliegenden Faſſung eine legislatoriſche Unmöglichkeit. 

Sie machen den i 
von der Gebührenordnung für die Civilproceßordnung. 
Sie aber mit ganz anderen Factoren zu rechnen, mit vielleicht ganz anderen 
Mitgliedern des Bundesrathes und mit einem anderen Reichstage. Die Be⸗ 


ſtimmung des Publicationstermins kann alſo in jedem Augenblicke illuſoriſch 


gemacht werden. Wir ſtehen allerdings an einem Wendepunkte der parla⸗ 
mentariſchen Geſchichte; die nationalliberale Partei iſt mit dem Abſchluß 
dieſes Compromiſſes herabgetreten von dem Standpunkte einer ſelbſtſtändi⸗ 
gen politiſchen Partei (lebhafter Widerſpruch bei den Nationalliberalen) und 
iſt zu einer reinen Regierungspartei geworden. (Große Unruhe bei den 
Nationalliberalen.) Ich wünſchte, ich hatte Unrecht. Ich weiß allerdings, 
daß man ein Geſetz nicht ohne Compromiſſe machen kann; aber wie das 
jetzt gehandhabt wird, kann ich darin nur eine Schädigung des Parlamen⸗ 


tarismus erblicken. (Sehr wahr!) Früher wurde nur compromittirt, um 


eine Grundlage für die parlamentariſche Debatte zu ſchaffen. Seit der An⸗ 
nerion von Hannover aber werden die Compromiſſe nicht mehr offen ver⸗ 
bandelt, ſondern hinter verſchloſſenen Thüren von wenigen Führern; ſie ge⸗ 
langen dann fofort unterſchrieben als Anträge an das Haus, fo daß jedes 


Mitglied 1 . vor der Kenntnißnahme der Debatte in dritter Leſung in 
timmung präoccupirt iſt. Was kann der Parlamentarismus an 


ſeiner Abſtim; 
Achtung gewinnen, wenn man in zweiter Leſung feierliche Beſchlüſſe faßt 


und dann in dritter Leſung das Compromiß ſchon fertig don der Majorität . 


unterſchrieben im Hauſe erſcheint. Was bedeutet dann die Debatte? (Beifall.) 
Das iſt keine Förderung des Parlamentarismus. Was iſt der Zweck der 


Verhandlungen, wenn die zweite Leſung aus akademiſchen Discuſſionen be⸗ 


ſteht und die dritte Leſung ein bloßes Theaterſchauſpiel iſt? 

Präſident v. Forckenbeck: Der Redner wird ſelbſt einſehen, daß der 
zuletzt von ihm gebrauchte Ausdruck zu weit geht. 

Abg. v. Saucken (Tarputſchen) fortfahrend: Ja wohl. Früher war das 
Volk auf die Verhandlungen der Juſtizgeſetze ſehr geſpannt, jetzt wird dieſes 
Intereſſe erlöſchen, man wird nur Intereſſe haben für das, was von den 
Führern in Conventikeln verhandelt wird. (Sehr wahr!) Der Abg, Miqusl 
hat dann einen Rückblick auf die Verhandlungen geworfen, um zu zeigen, 
wie wir legislatoriſch organiſirt ſind. Das iſt jedenfalls klar, daß der Reichs⸗ 
kanzler und der Bundesrath die verantwortlichen Miniſter nicht erſetzen. 
Der Reichskanzler, der formell allein verantwortlich iſt, iſt den größten Theil des 
Jebenn von Berlin abweſend und ſteht mit den die Geſeße vorbereitenden 


rganen nur dadurch in Verbindung, daß einzelne Delegirte ihm über die 


Materien Vortrag halten. Es würde aber ein übernatürliches Genie dazu 
gehören, in jedem Falle, ohne Gründe und Gegengründe zu hören, immer 
das Richtige nach einem ſolchen Vortrage zu treffen. Die Folge davon iſt: 
entweder der 11 wirft fein, Gewicht für einen Gegenſtand ſtärker 
oder ſchwächer in die Waagſchale — wie er ja in der Volkswirihſchaft feine 
ſogenannten Sachverſtändigen hat — oder er beſtimmt kategoriſch, wie es in 
einem beſtimmten Falle ſein ſolle. Bei den Juſtizgeſetzen haben wir ſeinen 
directen Einfluß noch nicht wahrgenommen, ſondern nur den des Bundes⸗ 
raths. Die Vertreter deſſelben debattirten in der Commiſſion, führten die 
Anſchauungen der Einzelregierungen aus, aber wenn zum Schluß das Re⸗ 
fultat der Debatte gezogen werden ſollte, dann waren ſie zu Conceſſionen 
nicht autoriſirt. 

Der Bundesrath mag ein ſehr guter Beirath für die Executive fein, le⸗ 
gislatoriſch aber iſt er eine der unglückſeligſten Inſtitutionen. Eine ähnliche 
Behandlungsweiſe kann bei verantwortlichen Miniſtern nicht vorkommen. 
Sie würden mit der Verwerfung einer Vorlage eine perſönliche Niederlage 
erleiden; wir würden nicht ohne perſönlichen Widerſacher debattixren; wir 
würden nicht in den Fall kommen, daß wir Geſetzesvorlagen mit großer 
Majorität ablehnen und die Herren vom Bundesrath ſitzen ſo gleihuansbig. 
da, als ginge fie die Sache gar nichts an. (Heiterkeit) Bei einem fo ko⸗ 
loſſalen legislatoriſchen Fat etz wie bei den Steuervorlagen, der Strafgeſetz⸗ 
Novelle und auch beim Etat wäre kein Miniſterium der Welt im Amte ge⸗ 
blieben. (Sehr wahr! im Centrum.) Das hat aber die Herren vom Bundes⸗ 
2 ger nicht genirt. Der Graf zu Eulenburg als . Bundes⸗ 

evo 
Wohl des ganzen Staates davon abhänge, daß wir Ja jagen. Wir haben 
Nein alen der Graf Eulenburg ſieht ſich bergnügt an und jagt rubig: 
„Sie haben Nein elde (Große Heiterkeit.) Wirzwollen mit dem A 
7557 keine nutzloſe proceſſualiſche Miniſterverantwortlichkeit, wohl aber eine 
legislatoriſche. Wenn ein parlamentariſches Regiment eingeführt iſt, wenn 
die Oppoſitionspartei an Stelle des geſtürzten 
ihrer Mitte ſtellen muß und ſo gezwungen wird, vor dem Volke den Be⸗ 
weis zu führen, daß ſie aus pra liſchen Politikern und nicht aus Idealiſten 
beſtehe, dann wird nach dem Ausſpruche des Fürſten Bismarck den Parteien 


ein ganz anderes Verantwortlichkeitsgefübl innewohnen. Dann wird ein 
ajorität geheu und nur untergeord⸗ 


conſtanter Gedanke durch die große N ? 
nete Schwankungen werden Parteiunterſchiede begründen. Die politiſchen 
Punkte, um welche es ſich hier hauptſächlich handelt, bezwecken das ſchnellere 
Arbeiten der Regierungsmaſchine, den Schutz der Verdsaltungs⸗ gegen die 
richterlichen Beamten und endlich den Schutz des Beamten gegen den Bür⸗ 
er. Wir wollten umgekehrt den Bürger gegen die Uebergriffe der Beamten 
falten; mit liberalen Anſchauungen ſind jene Beſtimmungen jedenfalls 
unvereinbar. N 

Die Vorlage I den liberalen Anforderungen nicht entſprochen, das 
Haus hat in de icher Abſtimmung die Grund 


9. 


anzen 
uns 


Publicakionstermin in einem Zwiſchenſatze abhängig 
ei dieſer haben 


mächtigter hat zwar die Vorlage vertreten, er hat geſagt, daß das 
Abg. 


kiniſteriums ein je aus 


ätze der Regierungen nicht 


* 
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gebilligt und bat fie aus fachlichen Gründen für nicht mit den Intereſſen 
Des deutſchen Volkes vereinbar gehalten. Das war alſo ein Ultimatum. 
Der Abg. Lasker ſchüttelt mit dem Kopfe. Allerdings haben die Redner 
ir einer Partei eſagt, in der zweiten Leſung handele es ſich nur um vor⸗ 
N ereitende Maßregeln, ich kann aber nicht denken, daß die ganze bisherige 
Arbeit den Zweck batte, daß man das, was man heute für das deutſche Volk 
Anbedingt nothwendig hält, morgen zurücknimmt. Die Sache liegt meiner 
Meinung nach ſo: entweder der Reichskanzler nimmt das Wort „unannehm⸗ 
bar“ in der ſtrengſten Bedeutung des Wortes, und dann hätte der Bundes⸗ 
rath gar keine Conceſſionen mehr machen dürfen; oder das Wort hat nicht 
dieſe durchſchlagende Bedeutung, und dann iſt kein Grund vorhanden, mit 
dem Abg. Miquel an der Durchſetzung der übrigen Forderungen zu per⸗ 
weifeln. Der Abg. Miquel ſagt, der Reichstag würde die Verantwortlich⸗ 
eit für das Scheitern dieſer Geſetze zu tragen haben, wir aber ſagen, 
fi ein unſeren faſt einmüthigen Beſchlüſſen würde die Verantwortlichkeit 


1 


r eine ſolche Eventualität auf den Reichskanzler und den Bundesrath 
allen. (Beifall.) Der Abg. Miquel ſagt, dem conſtanten Willen der Nation 
€ könne Niemand widerſtehen. Nun, warum ſuchen wir ihn nicht durchzu⸗ 
N, ſetzen? Entwickeln Sie doch dieſen conſtanten Willen. (Beifall.) Und wenn 
f die Geſetze nun deshalb zu Falle kommen, weil wir an dem als richtig Er⸗ 
kannten feſthalten — iſt dann das Unglück ſo groß, wenn wir die Arbeit 
unſern Nachfolgern überlaſſen? Ueberhaupt müſſen wir uns die Meinung 
abgewöhnen, daß wir nur allein Geſetze machen können; es iſt das eine 
5 Ueberhebung unſererſeits den künftigen Reichstagen gegenüber. Nach der 
h ern Leſung ſtand Ultimatum gegen Ultimatum; es war nicht mehr eine 
egislatoriſche, ſondern eine Machtfrage. Der Reichskanzler hat wieder ein⸗ 
mal die Situation und die Menſchen richtig beurtheilt (Beifall im Centrum) 
! und iſt aus dem Kampfe ſiegreich hervorgegangen. 
Die Volksvertretung hat die unwiderſtehliche Macht, ſchlechte Geſetze zu 
zu verhindern. Hätten wir das Bewußtſein dieſer unſerer Macht gehabt, 
dann wären wir Sieger geblieben. Wenn die Juſtizgeſetze wirklich auf 
U einem nationalen Bedürfniß beruhen, dann hätte ich ſehen wollen, ob der 
N Bundesrath zu wiederholten Malen eine ſolche daß Haltung bewahrt 
hätte. Das Volk wird — fürchte ich — annehmen, daß es dem Reichstage 
an Widerſtandskraft mangele; vielleicht mit Unrecht. Der Fehler liegt an: 
derswo, er liegt erſtens in der Leidenſchaft eines Theils der Majorität für 
die Production von Geſetzen und zweitens in dem politiſchen Irrthum, daß 
die Einheit der Nation gefördert werde durch feſtes formales Zuſammen⸗ 
„ſchweißen und daß dagegen die politiſche Meinung zurücktreten mühe. Dieſen 
ſchwachen Punkt kennt der Reichskanzler genau, er appellirt nöthigenfalls 
immer an den Patriotismus für die Einheit Deutſchlands. Wir gehen dieſen 

Weg nicht; wir ſehen in ihm kein ſicheres Förderungsmittel für das Reich. 

Wir müſſen nicht wie der Abg. Miguel nur die Einheit betonen, ſondern 

wir müſſen Liebe für unſere Inſtitutionen ſchaffen. Die Fluth von Orga⸗ 

niſationsgeſetzen, welche wir jetzt haben, wird übel empfunden werden und 
wird nicht erfriſchen, wenn wir nicht für die Unbequemlichkeiten der Neuheit 
ideale Güter eintauſchen. Wir werden für die dritte Leſung keine beſon⸗ 
! deren Anträge ftellen, aber den von anderer Seite geſtellten, unſeren In⸗ 
tentionen entſprechenden Anträgen zuſtimmen. Wir üben hiermit dieſelbe 
0 Selbſtüberwindung wie bei der zweiken Leſung und obwohl dort wie in der 
Comiſſion eine große Anzahl von uns als prinzipiell wichtig erkannter An⸗ 
} träge abgelehnt worden ik werden wir doch freudig für die Beſchlüſſe zweiter 
Leſung ſtimmen. Das vermögen wir aber nicht für den vorliegenden Com⸗ 
pPromiß, weniger aus Gründen, die in der Sache ſelbſt liegen, als wegen 
Aunſerer provinziellen Stellung zu der ganzen Operation. 
Man darf dem Volke keine Geſetze geben, von denen die Majorität er⸗ 
klärt hat, daß für ſie eine andere Faſſung richtiger wäre; man kann nicht 
feierlich die Grundſätze für eine Geſeßgebung feſtſtellen und gleichzeitig dieſen 
Grundſätzen entgegen handeln. (Sehr wahr!) Wir kommen 1 olche 
Compromißmacherei zu ähnlichen Zuſtänden wie in Preußen mit den Orga⸗ 
N niſationsgeſetzen, wo kein Menſch Vater derſelben fein will, und wo die 
Provinzial⸗Correſpondenz den liberalen Parteien wegen dieſer Geſetze Vor: 
1 würfe macht, nachdem durch die freundliche Vermittelung der Herren von 
Hannover (Heiterkeit) die Entwürfe des Grafen Eulenburg ins Leben ge⸗ 
treten find. Der Abg. Miquel ſagt, die Juſtizgeſetze werden der Schlußſtein 
der jetzigen Legislaturperiode ſein, ich hoffe das auch, ich fürchte aber, daß 
ſie der Leichenſtein des parlamentariſchen Einfluſſes ſein werden. (Beifall 
links und im Centrum.) 
Bundesbevollmächtigter Dr. Leonhardt: Ich gehe davon aus, daß die 
Anträge, welche die Namen Miquel und Genoſſen bringen, im Sinne eines 
Geſammtantrages zu betrachten ſind. (Hört! Hört!) Die Anträge beſchäf⸗ 
tigen ſich mit den Erklärungen, welche die verbündeten Regierungen Ihnen 
unterm 12. December haben zugehen laſſen und fie richten ſich gegen die 
Geſammtbeit dieſer Erklärungen. Die Anträge acceptiren theilweiſe pure 
die Erklärungen der verbündeten Regierungen, theilweiſe nur mit Modifi⸗ 
cationen; einzelne Wünſche der verbündeten Regierungen bleiben unberück⸗ 
ſichtigt. Nach Lage der Verhältniſſe werde ich die Anträge, welche die Na⸗ 
men Miquél und Genoſſen tragen, nicht anfechten und werde auch die 
Wuünſche der verbündeten Regierungen, welche nicht berückſichtigt worden 
ſind, nicht weiter verfolgen. Wenn Sie die Anträge annehmen, ſo 
iſt gegründete Hoffnung vorhanden, daß die verbündeten Re⸗ 
gierungen ſich She anſchließen werden und damit die Juſtiz⸗ 
geſetze in Wirkjamteit treten. Wenn Sie die Anträge nicht an 
nehmen, fo iſt die große Aufgabe, die Einheit der Rechtspflege 
für Deutſchland herbeizuführen, unzweifelhaft als geſcheitert 
anzuſehen. (Ruf im Centrum: Für heute!) } 

Abg. v. Kardorſf: Es liegt in der Natur der Sache, daß eine jo großr 
arlige gewaltige Organiſation, wie wir fie in dieſen Geſetzen beſchließen 
wollen, nach allen Seiten die ſchwerſten Bedenken hervorzurufen geeignet 
iſt. Es unterliegt großen Bedenken, ob die Amtsgerichte in ihrer jetzigen 
. onſtruction, ob die großen Landesgerichtsbezirke, oh die neue Stellung der 
Anwälte ſich als gut und nützlich erweiſen wird; wir haben es bedauert, 
daß Baiern in Preßſachen eine beſondere Stellung einnimmt. Wir können 
uns ſehr gut in die Stimmung verſetzen, der Herr v. Saucken ſoeben Aus⸗ 
druck gegeben hat, aber wenn derſelbe ſoweit geht, daß er die ganze Art, 

| welder jetzt überhaupt das Zustandekommen von Geſetzen ermöglicht 
wird, einer ſolchen Kritik unterzieht, wie es jetzt eben geſchehen, ſo möchte 
ich ihn doch an eine Zeit erinnern, wo keine ſolcher Compromiſſe ſtattfanden, 
an die Conflictszeit. Die Fortſchrittspartei hat damals einen vollſtändig 
negirenden Standpunkt, den ich 125 den unfruchtbarſten halte, eingenommen, 
- fie hat denſelben eingenommen bei der Dechargeertheilung nach 1866, bei 
der Conſtituirung des Norddeutſchen Reichstages, bei der Berathung des 
deutſchen Strafgeſetzbuches; und nun frage ich, wohin wären wir gekommen, 
wenn wir das alles nach dem Wunſche der Fortſchrittspartei gemacht hätten. 
Schließlich haben die Herren die von uns geſchaffenen Inſtitutionen als 
durchaus annehmbare anerkennen müſſen. Ueberſieht denn der Abg. 
v. Saucken gänzlich die Fortſchritte, die wir durch die Bie Pee gegen⸗ 
über den alten Zuſtänden machen, daß die Einführung der Oeffentlichkeit 
und Mündlichkeit, die Mitwirkung des Laienelements, die Verfolgung der 
Beamten, die wir immerhin a ein großer Fortſchritt gegenüber der 
alten Geſetzgebung iſt. 
Wie man die Geſetze in der vorgeſchlagenen Faſſung ſchlechtweg als 
ſhlechte bezeichnen kann, iſt mir unverſtändlich, und ich würde dies ſelbſt 
bon Herrn von Sauden nicht erwartet haben. Zum erſten Mal ſoll im 
deutſchen Lande der Verſuch gemacht werden, den Boden zu ſchaffen für eine 
„ hational⸗deutſche Rechtsentwickelung. Als dieſe Idee vom Abgeordneten 
‚a Miguel und feinen Freunden angeregt wurde, fand fie den lebhafteſten 
+ Widerſtand von Seiten einzelner Bundesregierungen und der oppoſitionellen 
Parteien; müflen wir es heute nicht dankbar anerkennen, daß fi jener Zu: 
nd völlig geändert hat, und daß die Regierungen wie die oppofitionellen 
Parteien mit treueſtem Eifer an dem Werk mitgearbeitet haben? Werden 
wir jetzt bei der Wichtigkeit deſſelben es verantworten können, daß daſſelbe 
ann Scheitern kommt? Bei dem flüſſigen Zuſtande, welchen die Rechtsent⸗ 
Wicklung in allen Ländern annimmt, müſſen wir vor Allem doch einen ge⸗ 
meinſamen Boden zu ſchaffen ſuchen und bedenken, daß das Geſetz, das wir 
legt ſchaffen, kein ſtarres unabänderliches iſt, ſondern ſich mit dem praltiſchen 
Leben ändern wird, nur mit dem Unterſchied, daß wir nicht mehr auf dem 
5 unfruchtbaren Boden der alten, ſondern auf dem fruchtbringenden einer 
8 itlichen Rechtsſprechung aufbauen. Wir müſſen die Juſtizgeſetze 
von einem noch weit allgemeineren Standpunkt auffaſſen; es ſind dieſe Ge⸗ 
ſetze ein Werk des Friedens und der Verſöhnung, indem durch ſie bisher 
 anderjöhnlihe Gegenſaze zu einem verſöhnenden Ausgleich gelangen. 
NEN Naturgemäß halt jede Partei die Opfer, die ſie bringt, für die größten; die 
Leonſervative Barter bringt eben dieſelben Opfer, wie jede andere, aber fie 
bringt dieſelben im Intexeſſe der Entwickelung des Rechts und in dem Ver: 
trauen, daß die anderen Parteien daſſelbe thun werden. (Beifall.) 
{ Abg. Reichenſperzer (Olpe): Nach meiner Auffaſſung iſt das Com⸗ 
promiß ein Ergeben des Reichstages auf Gnade und Ungnade, denn alle 
auptprincipien, für welche der Reichstag in der zweiten Leſung mit Leb⸗ 
ftigkeit eingetreten iſt, werden beute ohne Weiteres aufgegeben. Ueber: 
upt hätte die Inſcenirung des Compromiſſes lieber von einem anderen 
2 * in die Hand genommen werden ſollen, als von einem Mitgliede 
* er 


* 


Vorſitzenden. (Sehr richtig!) Wir können unſeren Patriotismus wahrlich 
nicht damit conſtatiren, daß wir diejenigen Grundſätze preisgeben, welche der 
Reichstag als die Grundpfeiler einer 7 . Rechtſprechung bezeichnet hat. 
Man hat auch keinen andern Grund für dieſes Preisgeben anzuführen ge⸗ 
wußt, als den: es ſei doch immer beſſer, Etwas anzunehmen, als gar 
nichts. Man hat ſogar ſolche Punkte in den . angenommen, die 
man früher als ganz unannehmbar bezeichnet hatte. Was haben wir dann 
aber noch für eine Garantie dafür, daß mit den Beſchlüſſen zweiter Leſung 
Ernſt gemacht wird, daß ſchließlich nicht auch noch andere Punkte, für welche 
man damals eintrat, fallen gelaſſen und die ſämmtlichen 70 Bedenken, 
welche der Bundesrath in der zweiten Leſung erhob, doch noch berückſichtigt 
werden? Der Schwerpunkt der Berathung liegt in der zweiten Leſung; in 
dieſer ſollen die principiellen Bedenken vorgetragen und erledigt werden. 
Die dritte Leſung hat nur die Bedeutung, einzelne Irrthümer und Lücken, 
die etwa vorhanden ſein ſollten, noch zu beſeitigen. Wenn dem Compromiß⸗ 
vorſchlage zugeſtimmt und dem Bundesrathe jo weitgehende . *. 
gemacht werden, dann wird das Geſetzgebungsrecht des Reichstages ſo gut 
wie aufgegeben. (Zuſtimmung.) l 
Nimmt der Reichstag noch die Stellung eines geſetzgebenden Factors ein, 
wenn ſeine Beſchlüſſe vom Bundesrathe als etwas Unannehmbares, Un⸗ 
reifes, Staatsgefährliches erklärt werden und er dies ruhig hinnimmt, feine 
eigenen Beſchlüſſe aufgiebt? Das deutſche Volk wird es gewiß nicht ver⸗ 
ſtehen, wenn Grundſätze, welche der Reichstag billigt, blos um des Zuſtande⸗ 
kommens der Geſetze willen aufgegeben werden ſollen. Die Peinlichkeit der 
Lage wird für mich noch dadurch erhöht, daß ich überzeugt bin, daß die 
weſentlichſten Bedenken von der preußiſchen Regierung erhoben worden ſind. 
Die Punkte, auf welche der Reichstag das größte Gewicht legte, ſind gerade 
von den preußiſchen Commiſſarien bekämpft worden, fo daß es den Anſchein 
ewann, als ob es ſich lediglich um eine preußiſche Eigenthümlichkeit handle. 
Das preußiſche Abgeordnetenhaus würde aber, wenn es die freie Entſchlie⸗ 
ßung über dieſe Punkte hätte, die von der Regierung erhobenen Bedenken 
gewiß nicht theilen. Auf Einzelheiten werde ich in der Specialdiscuſſion 


zurückkommen. Doch möchte ich jetzt ſchon Folgendes bemerken: Die Reichs: | H 


beamten müſſen vor dem Landesgerichte Recht nehmen, in deſſen Bezirk ſie 
ihren Wobnſitz haben. — Und es ſoll ſtaatsgefährlich ſein, die Beamten des 
einzelnen Staates auch vor deſſen Gerichten Recht nehmen zu laſſen? Was 
die Stelle der Preſſe betrifft, ſo hat zwar bezüglich des Redacteurs der Präſi⸗ 
dent des Reichsjuſtizamts ſelbſt anerkannt, daß er nach § 20 Abſatz 2 des 
Neichspreßgeſetzes des Zeugnißzwanges entboben ſei. Es iſt aber eine falſche 
Meinung, wenn man glaubt, die Preſſe ſei genügend geſchützt, wenn das 
Hilfsperſonal nicht die gleiche Stellung bezüglich des Zeugniſſes einnimmt. 
In der zweiten 9 hat man dies auch anerkannt; aber heut berrſcht eine 
andere Auffaſſung. Die preußiſche Regierung ſteht thatſächlich an der Spitze 
des Deutſchen Reichs und der preußiſche Staat empfindet gewiß am leb⸗ 
hafteſten das Bedürfniß einer Juſtizreform. Der Herr Reichskanzler, welcher 
ja auch preußiſcher Miniſter iſt, würde ſich daher ein roßes Verdienſt er⸗ 
werben, wenn er im Intereſſe des Reformwerks den Beſchlüſſen des Reichs⸗ 
tags Geltung zu verſchaffen verſuchen wollte. Dann würde er wahrlich 
ſagen können: exegi monumentum aere perennius. Noch hoffe ich, daß 
0 m n gelingen wird, ſeine Auffaſſung zur Geltung zu bringen. 

eifall links. f 1 

Abg. von Schöning: Die conſervative Partei bat bei der erſten Le⸗ 
fung erklärt, für das Zuſtandekommen der Geſetze mitwirken zu wollen; wir 
haben in der erſten und zweiten Leſung unſere Stellung theils ausdrücklich, 
theils durch uufere Abſtimmung präciſirt. Es werden uns Vorſchläge unter: 
breitet, die von den Antragſtellern ſelbſt nur mit den ſchwerſten Bedenken 
gemacht worden ſind, und denen auch von Seiten der uns benachbarten 
(deutſchen Reichs-) Partei ſchwere Bedenken entgegengeſtellt werden. Die 
Vorſchläge, welche uns gemacht werden, bewegen ſich in allen weſentlichen 

unkten auf dem Boden, auf dem die conſervative Partei ſtebt. (Hört! 
ört!) Wir werden wenig Gelegenheit haben, uns auf materielle Discuſ⸗ 
ſion einzulaſſen, ich conſtatire pielmehr nur mit Befriedigung die Thatſache, 
daß die Compromißanträge auf dem Boden geſchloſſen ſind, den wir ein⸗ 
nehmen (Hört! Hört!); und erlläre im ausdrücklichen Auftrage meiner po⸗ 
litiſchen Freunde, daß wir dieſelben annehmen können, und daß wir bei 
dem Hinzutreten unſerer wenigen Stimmen auf das Zuſtandekommen der 
Geſetze rechnen. 5 F f 
bg. Dr. Lasker: Die materiellen Einwendungen, die ich widerlegen 
müßte, ſind außerordentlich gering und man hat ſie zum Theil mehr auf⸗ 
gebauſcht, als über ihren materiellen Inhalt geſprochen. Namentlich bei 
einem Redner hat ſich der ganze Geſichtspunkt verwandelt in ein politiſches 
Gefechtsfeld, in welchem er eine gewiſſe Gemeinſchaft aufgekündigt und dem 
Lande denuncirt hat, daß die nationalliberale Partei dem Lande Ungemach 
zu bringen im Begriff ſtehe. Wir haben dieſe Reden ſchon öfter gehört. 
(Heiterkeit.) Wir wurden 1867 bei Annahme der Wes Lang des Nord⸗ 
deutſchen Bundes, 1871 bei Annahme der Verfaſſung des Deutſchen Reiches 
als die . gebrandmarkt (Widerſpruch) ... natürlich im 
Sinne der Redner, denn das iſt doch die Abſicht, weswegen dieſes Wort 
gebraucht worden iſt; daſſelbe wurde beim Pauſchquantum geſagt. Alle 
diefe Worte find verweht in die Luft und baben keinen Eindruck gemacht 
(Obo), nicht bei unſeren Freunden, unſeren Gegnern haben fie ſehr wohl⸗ 
gefallen; das liegt ja in der menſchlichen Natur. j 

Niemals haben wir uns von derartigen Anklagen beſtimmen laſſen, ſo⸗ 
bald wir in einem Entſcheidungspunkte aufgerufen wurden, dem Lande 
Dienſte zu leiſten. (Aha!) Dieſe Reden werden ja bei den nächſten Wahlen 
wieder gehalten und gegen uns gewendet werden. Das haben wir gan 
genau gewußt, und wenn wir uns auf den Fractionsſtandpunkt 90 
hätten, wie glänzend wäre da unſere Lage! Auf, uns ruht die ganze Ver⸗ 
antwortung Alles deſſen, was ſeit 1866 gefördert worden iſt, und von den 
äußerſten Conſervativen und Reactionairen iſt uns eben ſo wie heute von 
der Fortſchrittspartei der Vorwurf gemacht worden, das Land wolle von den 
Geſeten nichts wiſſen. Ich habe mich jahrelang den größten Mühen unter⸗ 
zogen, um die Geſetze zu Stande zu bringen, und gehe von einem andern 
Standpunkt aus, als der Abg. von Saucken; er ſpricht zu uns, als ob er 
auf der Erde und wir im Monde wären (Heiterkeit) oder umgekehrt. Wir 
ſind gar nicht in demſelben Welttheil idealer Anſchauungen. Für mich be⸗ 
deutet das Zuſtandekommen der DER: ob das Deuiſche Reich die Kraft 
hat, ſeine Rechtseinheit zu erobern. enn die Rede iſt bon den 1 
Intereſſen oder der Wehrhaftigkeit der Nation, dann iſt das Publikum ſehr 
groß. Für die Rechtseinheit haben wir ein ſolches Publikum nicht; es ſind 
eben nur die Idealiſten der Nation, welche genau willen, daß fie gleich 
hinter der Sprache zur Einigung der Nation das Wichtigſte iſt. An dieſes 
Publikum wende ich mich und nicht an das des Abg. v. Saucken, der dar⸗ 
über ziemlich cavaliermäßig hinweggegangen iſt. (Sehr gut! Ohol) Weiſen 
Sie uns doch nach, daß wir ſchlechte Geſetze gemacht haben; dann werden 
Sie uns auch bereit finden, dagegen zu ſtimmen. Es iſt parlamentariſch 
übertrieben, zu ſagen, es ſei eine Vernichtung aller Discuffton, wenn ein 
Antrag mit vielen Unterſchriften eingebracht wird. Sie ſelbſt haben dies 
oft genug 1 2 Man ſagt, es leide die Würde des Reichstags darunter, 
wenn in feierlicher Weiſe gefaßte Beſchlüſſe der zweiten Leſung in der dritten 
wieder umgeſtoßen werden. Man meint mit den feierlichen Beſchlüſſen die 
namentlichen Abſtimmungen. 

Wenn man dieſe Art der Abſtimmung deshalb beantragt hat, um nach⸗ 
her die Beſchlüſſe als beſonders feierliche erklären zu können, jo wundere 
ich mich, daß man mit ſolchen kleinen Mittelchen in großen Staatsangelegen⸗ 
heiten agitiren will. Eine namentliche Abſtimmung hat nur für diejenigen, 
welche ihren Blick immer ia Außen richten, eine Verſchiedenheit von ger 
wöhnlichen Abſtimmungen. Ich kenne nur Abſtimmungen des Reichstages 
und dieſe hinzugefügte Feierlichkeit kann unter Umſtänden nur ein Kinder⸗ 
KR fein. (Oho! Sehr richtig!) Ich würde mir wohl den Charakter an⸗ 
ehen, der Bi) dadurch jollte beſtimmen laſſen, wenn es ſich um die letzte 
materielle Entſcheidung handelt. Uebrigens hat uns ein ſtaatsmanniſch be⸗ 
fähigtes Mitglied, der Abg. Hanel, ſelbſt wiederholt eingeladen, in zweiter 
Leſung doch für gewiſſe Punkte zu ſtimmen, und es der dritten Leſung zu 
überlaſſen, ob fie aufrecht erhalten werden können oder nicht. Er ee 
richtig voraus, daß, wenn ſchon die Beſchlüſſe in zweiter Leſung entſcheidend 
eien, wir dann die Zeit vergeuden, wenn wir überhaupt noch eine dritte 
eſung vornehwen. Diejenigen, welche zu unſerem Charakter Zulrauen 
haben, werden durch ſolche geſchäftsordnungsmäßige Discuſſton gewiß nicht 
von ihrer 1 abgeführt werden. Ich bezweifle übrigens nicht, 
daß fie ſelbſt ſich ſagten, daß die Beſchlüſſe der zweiten Leſung bezüglich der 
Preſſe bei den leitenden Staatsmännern des Reichs, oder, ſagen wir ſchlecht⸗ 
vr bei der Spitze des Reichs auf einen ſolchen Wiverſtand ſtoßen würden, 
daß die Geſetze gefährdet ſeien, wenn die Beſchlüſſe aufrecht erhalten blieben. 
Herr Saucken ſagte, es wäre unerhört im parlamentariſchen Leben, daß wir 
das Zuſtandekommen der Geſetze abhängig machen von der Gebühren⸗Ord⸗ 
nung, die doch in Zukunft erſt noch vereinbart werden ſoll. Nun hat doch 
aber der Reichstag ſeine Zuſtimmung und zwar einſtimmig dazu gegeben, 
daß das Inkrafttreten der ee aer abhängig gemacht werden ſoll von 
der Vereinbarung eines Geſetzes über den Siß des Reichsgerichts. . 

Und wie können Sie daraus ein Argument herleiten, daß wir 10 20 
des Koſtengeſetzes einen beſtimmten Termin bezeichnet haben, nämlich 2% 


ommiſſion, ja einem fo hervorragenden Mitgliede derſelben, ihrem! Jahre. Iſt es Ihre Meinung, daß dieſe Geſetze in Kraft geſetzt werden 


können, ohne ein Koſtengeſetz, nachdem die Regierungen ausdrücklich erklärt 
aben, daß ſie dann in dem größten Theile Deutſchlands nicht in der Lage 
ein würden, für die zukünftigen Prozeſſe Koſten zu erheben. Sie werden 
mir 2 daß hier der factiſche Zwan 1 daſſelbe bedeutet, was wir 
im Geſetze ausdrücklich ausſprechen. Date e haben wir bereits gethan in 
Beziehung auf das Reichsgericht, jo daß alſo ſubſtantiell Anderes nicht ge⸗ 
ſchehen iſt, als daß die geſetzgeberiſchen Fragen iſolirt worden. Einen wei⸗ 
teren Einwand hat der Abg. v. Saucken in Bezug auf die Zeugnißpflicht 
vorgebracht, und ich kann wohl ſagen, daß dieſer Punkt der einzige ijt, der 
eine wirkliche und ſchwere Conceſſion enthält; wir haben aber das Vertrauen 
ſch den überwiegend patriotiſchen Vertretern der Preſſe, daß ſie bei der Ent⸗ 
cheidung zwiſchen Rechtseinheit und iſolirtem Recht ſelbſt jene Bedingung 
nicht aufrecht erhalten würden. Man hat auf ein Wort des Abg. Wehren⸗ 
pfennig Bezug genommen, ich glaube aber, daß daſſelbe in vieler Beziehung 
noch heute geltend iſt. Die Verwechſelung ſchien nur geweſen zu ſein, als 
ob die Löſung dieſer Frage wie eine Anſtandsfrage für den Reichstag be⸗ 
trachtet worden wäre, der Abg. Wehrenpfennig hat aber die Geſetze getadelt, 
daß ſie dem Einzelnen nicht zuertheilen ſollen, was er innerhalb ſeines 
Kreiſes contra bonos mores hält. Das bleibt fortbeſtehen; es fragt ſich 
aber nur, ob die unleugbaren Fortſchritte der Geſetze Deutſchland I ſchon 
vergönnt werden ſollen, obſchon gegenwärtig dieſer eine Punkt nicht klar 
geſtellt werden kann, oder ob wir ſagen: da wir dieſen einen Punkt nicht 
erhalten, deswegen ſoll auf alle übrigen Fortſchritte verzichtet werden. Ich 
ſpreche or aus, daß das einzige Land, welches im Criminalprozeß Einbuße 
erleidet, Sachſen allein iſt. Der 2 25 Verluſt iſt der der Schöffengerichte 
in der Mittelinſtanz; dafür erhält es aber reiche Compenſationen auf dem 
Gebiete des Civilprozeſſes und der Concursordnung. In Süͤddeutſchland 
wird in keinem Lande Schaden erlitten an freiheitlichen Rechten. Die Ge⸗ 
ſchworenen find gerettet und alle übrigen Fragen, die heute in die Discuſſion 
ezogen werden, berühren die Hauptſache nicht. (Abg. Windthorſt: Die 
zerufung!) Die Frage der Berufung dürfen Sie nicht in die Discuffion 
einwerfen (Abg. Windthorſt: Warum nicht?), weil zwei Drittel dieſes 
auſes anderer Anſicht ſind, als der Abg. Windthorſt. 5 
Die Punkte, welche zur Discuſſion ſtehen, betreffen ausſchließlich Preußen 
und enthalten gerade für Preußen die bedeutendſten Fortſchritte. Zu 
meinem größten Leidweſen babe ich heute mehrmals die Hannover'ſchen 
Mitglieder gewiſſermaßen als das Unglück für die Entwickelung Deutſch⸗ 
lands und Preußens bezeichnen hoͤren. In früherer Zeit pflegten die Herren 
von der rechten Seite dies zu beſorgen. Heute ſind es wieder zwei Hanno⸗ 
ver'ſche Mitglieder, gegen die die Anklage erhoben wird, und die Ankläger 
haben den Troſt, daß ein Hannover'ſches Mitglied auf ihrer Seite iſt, der 
Abg. Windthorſt. Aber es drängt auch ein altpreußiſches Mitglied an der 
Ehre und dem Schaden Theil zu nehmen, welcher durch das Zuſtandekom⸗ 
men dieſes Geſetzes zugefügt wird, und das iſt der Redner, der vor ihm 
ſtebt. Wenn irgend ein Schaden zugefügt wird, ſo will ich die volle Verant⸗ 
wortlichkeit dafür iragen. (Lachen im Centrum.) Meine Verantwortlichkeit 
iſt ebenſo groß, wie die des Mitgliedes im Centrum, welches jetzt zu lachen 
beliebte. 9 will aber auch an der Ehre Theil nehmen, wenn dieſes Ge⸗ 
ſetz eine vollſtändig nene Aera des nationalen Lebens und der Rechtsein⸗ 
heit eröffnet. Ich wünſche nur nicht, daß die Schuld auf zwei Mitglieder 
allein geworfen wird. Es iſt über die Compromißmacherei ſehr viel mehr 
mit Emphaſe geſprochen worden, als der objectiven Wahrheit emtſpricht. 
Nicht zum erſten Male wird das befolgt, daß zwiſchen der zweiten und 
dritten Leſung bei bedeutenden und verwickelten Geſetzen die materielle Baſis 
der Verſtändigung geſucht wurde zwiſchen der Regierung und Volksvertre⸗ 
tung zur größten Befriedigung und in der Gemeinſchaft unſerer ehemaligen 
Freunde — fie haben uns ja jetzt die Gemeinſchaft aufgekündigt. Schauen 
Sie doch in die Vergangenheit zurück. Wenn heute Jemand ſagen würde, 
man hätte die Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes nicht annehmen ſollen, 
ſo würde Niemand mehr darauf hören, obwohl gegen uns dieſe Hetze gerade 
ſo losgelaſſen worden iſt, wie fie heute wieder losgelaſſen werden wird. Es 
wird 15 entgegengehalten, wir hätten damals vielmehr erreichen können. 
Weil der Reichskanzler geſagt hat, daß er damals noch viel mehr ge⸗ 

5555 hätte, fo iſt er plotzlich kanoniſch und beilig geworden, und mau 
chwört auf dieſes gelegentliche Wort, obgleich er auch geſagt hat, daß er 
Diäten niemals zugeſtehen werde. Der ganze Unterſchied iſt nicht der einer 
größeren oder geringeren Cbarakterſtärke, ſondern lediglich der Unterſchied 
der politiſchen Intelligenz, daß fie den Reichskanzler beſſer beurtheilen zu 
können meinen. Wir ſind der Meinung, daß wir an der änßerſten Grenze 
des Erreichbaren angekommen ſind. Wir könnten uns lieber gefallen laſſen, 
daß man uns Ingles unſer Standpunkt geht nicht ſo weit wie der Ihrige, 
als daß man unſeren Charakter angreift. Unter denen, die mit uns der 
Anſicht ſind, daß wir an der Grenze des Erreichbaren angekommen ſind, 
ſind einige, welche dem Herrn Reichskanzler viel näher ſtehen als die Mit⸗ 
glieder der Partei, die ihn ſo richtig zu würdigen meinen. Es iſt ja mög⸗ 
lich, daß man ihn richtiger würdigen kann, wenn man ihm ferner ſteht. 
Sit denn dies nun eine ſo gelegentliche Arbeit? Allerdings für diejenigen, 
die ſehr leicht über das formale Zuſammenſchweißen Deutschlands ſprechen, 
iſt es eigentlich gleichgiltig, ob die Prozeßgeſetze angenommen werden oder 
nicht. Herr von Sauden erklärte, wenn er überhaupt das Uebel über ſich 
ergehen ließe, fo müſſe er Compenſationen haben, denn an ſich ſei das 
Zustandekommen ſolcher Geſetze ein Unglück (Widerſpruch), nur Compen⸗ 
jationen an Freiheit könnten ihn damit ausſöhnen. Nun hat man gejagt, 
was iſt denn dabei, wenn die Geſetze nicht in dieſer Seſſion zu Stande kommen, 
dann wird es in der nächſten gemacht werden. Um darüber ein Urtheil zu 


z J fällen muß man in der Arbeit ſelbſt geſtanden haben. Wenn die Geſeße 


in dieſer Seſſion nicht zu Stande kommen, wird ſich ein allgemeiner An⸗ 
ſturm erheben. Denn es ſind nicht überall freiheitliche Einwendungen, die 
peoen die Geſetze gemacht werden; es wird die heftigſte Oppoſition aus 
pcalen Intrreſſen gemacht gegen die Ordnung der Landgerichte und Amts: 
gerichte. (Sehr richtig!) 2 

Sind denn nicht Ihre Vertreter jelbit bereit 
zu ele zu 1 5 Er — 1c das 120 
betheiligung bei den Schöͤffengerichten. r uns iſt es eine Gefahr, 
die Geſetze nicht zu Stande kommen. Iſt es 3 ganz a e 
der Frage der Berufung das Laienpublikum ſehr leicht zu gewinnen iſt für 
das doppelte Looſen um die Freiſprechung? Bringen wir die Geſeze zu Stande, 
fo haben fie eine ungemeine Kraft, weil fie als Geſetze eine Macht find. Alle 
die, die keine Commentare der Geſetze ſchreiben können, werden Kritiker 
werden und die Schwachen aufdecken. Und wir haben es ja nicht ver⸗ 
chwiegen, daß das Geſetz viele Angriffspunkte biete, denn als von der 

tegierung bei manchen Punkten eingewendet wurde, Diele oder jene Be⸗ 
ſtimmung verſtoße gegen das Syſtem, haben da nicht ihre Mitglieder in der 
Commiſſion erklärt, man mache eine Straſprozeßordnung nicht ihrer ſyſte⸗ 
matiſchen Schönheit wegen? Glauben Sie denn, daß ſo mühevoll zu 
Stande gebrachte Geſetze einem Anſturm politiſcher, wirthſchaftlicher, localer 
und antinationaler Intereſſen Widerſtand leiſten können. Glauben Sie, daß 
die Regierung in der nächſten Le islaturperiode annehmen werde, was ſie 
heute verweigert? Nein, wir ſelbſt würden mit unſern Beſchüſſen zweiter 
Leſung nicht mehr zufrieden fein. Ich bleibe nur deshalb bei dieſer Baſis 
ſtehen, weil ich die Entwürfe zu ar machen will, während Sie heute 
verkündet haben, vaß vieles Ihnen Wünſchenswerthe abgelehnt iſt, daß Sie 
aber, weil Sie die Geſetze zu Stande bringen wollten, die Beſchlüſſe zweiter 
Leſung a gefallen ließen. 

Uns aber wurde der Einwand gemacht, es ſei gänzlich verboten und 
verpönt, wenn man das Eine für richtig und nothwendig halte, ein Ande⸗ 
res unter einem ſchwächlichen Compromiß anzunehmen. Wäre die eine 
oder andere 1 Ebnrag in der Commiſſion gefallen, dann wäre es geſtat⸗ 
let geweſen, mit Charalterſtärke darauf einzugehen; wenn aber die Noth⸗ 
wendigkeit, in dem einen oder andern Punlte nachzugeben, zwiſchen zweiter 
und dritter Leſung ſich herausſtellte, dann wird es plötzlich Charakter: 
N Der Abg. v. Saucken fagte, der Reichs kanzler habe 18 beſtimmte 

unkte für unannehmbar erklärt; wenn. er fie jetzt für annehmbar erkläre, 
2 müßten fie für uns unannehmbar ſein, denn dann iſt der Beweis gelie⸗ 
ert, daß ihnen die Kraft genommen ſei. Nun hat aber der Reichskanzler 
perſchiedene Punkte zurückgezogen. Derſelbe Mann alſo, der früher geglaubt 
hat, daß er mit beſtimmten Anordnungen nicht durchkommen könne, hat fie 
ſpäter dennoch angenommen. Dies beweiſt eben nur, daß unter den Punk⸗ 
ten wichtige und minder wichtige waren. Nun komme ich auf die zwei 
Hauptpunkte, auf die Frage der Beamtenverfolgung und der Beſchwerde, 
die erhoben werden kann, wenn der Staatsanwalt die Anklage nicht erhe⸗ 
ben will. Die Beſchläſſe, welche wir Ihnen unterbreiten, haben por dem 
jetzigen Zuſtande in Preußen einen entſchiedenen Vorzug. Der höchſte Ge⸗ 
richtshof des Landes joll nämlich darüber entſcheiden, ob der Beamte feine 
Competenz überſchritten babe. Die Entſcheidung ift alfo keine willkürliche, 
wie bisher in Preußen. Wir haben mit der größten Mühe nach jetzt unge: 
fähr achtjahrigem Arbeiten ſeit dem erſten ee im Norddeutſchen Bunde 
drei Geſetze vereinbart, bei denen in Tauſenden von Beſtimmungen vollſtändige 
Uebereinſtimmung zwiſchen der Regierung und dem Reichstag ſtattgefunden 
hat; wir haben in keinem dieſer Punkte einen Rückſchritt gemacht gegen das, 
was bisher beſtehendes Recht iſt, und wir haben nur in ſſolirten Pant auf 
Reformbeſtrebung verzichten müſſen. Das iſt der 5 8 Zuſtand. 
Für mich haben dieſe Geſetze die Bedeutung einer ſehr weſentlichen Fort⸗ 


a in der Commiſſion das 
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nen, immer die Grenze des Erreichbaren im Auge, dieſen Antrag pro⸗ 
u Werden dieſe Punkte vor der Diskuſſion nicht beſtehen können, 
wird ſich die Ueberzeugung auf das Gegentheil hinwerfen, daß wir mit die⸗ 
ſen Geſetzen einen Reformfortſchritt nicht machen, daß wir die deutſche Ein⸗ 
heit damit nicht erlangen, oder ſind Sie der Meinung, daß dieſe Einheit 
nicht erkauft werden ſoll mit — — in dem Mehr der Eroberungen, die 
wir hier in einzelnen Punkten machen wollen, dann mag ſich eine Majorität 
finden, welche dieſe Anträge ablehnt, aber ich bitte Sie, tadeln Sie nicht 
diejenigen, welche, von der 1 * ya die ich in meinen vor⸗ 
bergehenden Worten entwickelt habe, glaubten dem Lande einen großen 
Dienſt zu leiſten, wenn ſie das Zuſtandekommen der Geſetze fördern und es 
auch auf ſich nehmen, wenn es Ihnen in der nächſten Gegenwart ſcha⸗ 
den ſollte. (Beifall.) \ 

Abg. Windthorſt (Meppen): Der College Lasker hat verſchiedene Male 
betont, daß er nach beſtem Gewiſſen den Compromißantrag unterſtützt habe. 
Ich zweifle daran meinestheils gar nicht, und es hätte dieſer Verſicherung 
gar nicht bedurft, aber ebenſo muß er den Gegnern auch daſſelbe Recht zu⸗ 
eſtehen. Als Kernpunkt aller Deductionen, welche für den Compromiß 
prechen, tritt die deutſche Rechtseinheit hervor. Ich habe dieſelbe auch ſtets 
betont, und wir könnten ſie jetzt ſchon haben, wenn nicht die preußiſche Re⸗ 
gierung ſtets ſelbſt Widerſtand geleiftet hätte. Dieſe Thatſache regt doch ſehr 
zum Nachdenken an. Ich bin im Intereſſe der 1 auch heute 
vollſtändig bereit, die Tiwilprozeßordnung und die Concursordnung ohne 
Weiteres anzunehmen. Auch mit einzelnen Beſtimmungen des Gerichts⸗ 
organiſationsgeſetzes und der Criminalordnung kann ich mich einverſtanden 
erklären, aber mit dem Ganzen, wie es nach den Compromißvorſchlägen ſich 
gestaltet, nimmermehr; und wenn dieſe Vorſchläge in dritter Leſung ans 
genommen werden ſollten, ſo muß ich Nein ſagen. Wenn, wie ich wünſche, 
auch der Reichstag zu dieſem Compromiß nein ſagt, ſo wird deshalb keines⸗ 
wegs etwa das Werk der Rechtseinheit gefährdet, es wird nur nicht vor 
Weihnachten 1876 fertig gemacht. Fertig wird es aber beſtimmt; denn ein 
Werk, das ſo in ſich ſelbſt die Berechtigung a Forderung trägt, wird unter 
allen Umſtänden Geltung bekommen. (Sehr richtig links.) Ich laſſe mir aber 
niemals, blos um etwas fertig zu bekommen, Dinge octroviren, dieſich nach meiner 
gewiſſenbaften Ueberzeugung für abſolut unrichtig, ja für verwerflich und 
verderblich balten muß. (Beifall links., Die Rechtseinheit iſt eine fo perem⸗ 
toriſche Forderung des deutſchen Volkes, daß die Bundesregierungen ge⸗ 
zwungen ſein würden, ihr nachzugeben, auch ohne daß der Reichstag feine 
innerſte Heberzeugung, die er durch feierliche Beſchlüſſe mit überwältigender 
Majoritat in zweiter Leſung ausgeſprochen, jetzt in dieſen Compromißvorſchläͤ⸗ 
gen der Nationalliberalen preis giebt. (Sehr wahr!) ! & 

Ich weiß, daß der Mann, der gegentuhrfig an der Spitze der Reichsver⸗ 
waltung ſteht, für den Preis, die Hoheit der einzelnen deutſchen Staaten 
und Regierungen nunmehr definitiv an das Reich zu bringen, ganz gewiß 
noch weit höhere Preiſe bezahlen würde, als dieſe ſo ſelbſtverſtändlichen und 
ſo allgemein vom ganzen deutſchen Volke verlangten Forderungen, welche 
unſere Beſchlüſſe in zweiter Leſung enthalten. Darum ſage ich, bange machen 
gilt nicht! Wir beſchließen, das, was recht iſt, wir erfüllen durch unſer Votum 
diejenigen Forderungen, die wir nach unſerer gewiſſenhaften . 
für die Freiheit und Wohlfahrt des deutſchen Vaterlandes für en 
nothwendig halten und überlaſſen das Weitere dem Bundesrath. Herr 
Miquel hat durchblicken laſſen, daß die Compromißanträge ein Ganzes bilden, 
das nicht durchbrochen werden dürfe; und der Juſtizminiſter hat das feinerfeits 
ſehr klar ausgeſprochen. Worüber er ſich aber nicht erklärt hat, iſt die Frage, 
ob nun auch etwa alle und jede Modification durch einen neuen jetzt no 
einzubringenden Antrag von vorne herein ausgeſchloſſen ſein ſoll. Ich er⸗ 
warte über dieſe hochwichtige Frage noch eine Erklärung. Iſt der Weg, auf 
dem man dieſes Compromiß erreicht hat, wirklich einer, der Billigung ver⸗ 
dient und nicht vielmehr ein ſolcher, der in der That, wie vom Abg. Saucken 
E r richtig hervorgehoben, zur Zerſtörung aller parlamentariſchen 

atigteit und Wirkſamkeit in Deutſchland führen und die Ge⸗ 
ſammtthätigkeit dieſes deutſchen Reichstages völlig lahmlegen muß. 
Rufen wir uns die thatſächlichen Vorgänge ins Gedächtniß zu⸗ 
rüd. Die Commiſſion trat . — und ihre Beſchlüſſe in erſter 
Leſung hat gewiß Jeder in Deutſchland mit Freuden begrüßt. Sodann 
kommen die Erklärungen der verbündeten Regierungen und bereits dieſe 
batten eine weſentliche Modification der Beſchlüſſe in reactionärem freiheits⸗ 
feindlichen Sinne zur Folge. h . 

Ein noch viel weiteres Zurückweichen aber fand in dritter Shan ſtatt, 
nachdem die verbündeten Regierungen über die zweiten Beſchlüſſe ihr Urtheil 
abgegeben. Nun alſo hätte man doch meinen und erwarten ſollen, daß dieſe 
dritten definitiven Commiſſionsbeſchlüſſe als eine feſte Baſis würden an⸗ 
geſehen werden, hinter die man in weſentlichen Fragen und Forderungen, 
die dem ganzen deutſchen Volke hoch, werthvoll und theuer ſind, nun und 
nimmermehr zurückgehen würde. Was aber haben wir ſtatt deſſen in dieſen 
jüngſten Tagen erlebt? Nachdem das Haus ſelbſt eben dieſe e 
in feinen Beſchlüſſen mit einer geradezu erdrückenden Maſorität feſtgehalten 
und fanctionirt hat, nachdem dieſelben hier in vortrefflichen Reden unter 
Anderen von Wehrenpfennig, von Gneiſt als unumgänglich nothwendig an⸗ 
erkannt find, da werden alle dieſe wichtigen Forderungen durch einen hinter 
dem Rüden des Reichstages von Seiten einer einzelnen, der nationalliberalen 
Partei, geſchloſſenen Compromiß mit einem Schlage fallen gelaſſen und preis: 
egeben! (Sehr wahr! links.) Dieſer Compromiß wird geſchloſſen von den 
Stationaltiberalen mit dem Juſtizminiſter von Preußen und dem Reichskanzler. 
Es wäre intereſſant zu wiſſen, ob die übrigen Mitglieder des Bundesrakhes 
auch nur im Gkringſten an dieſem Compromiß betheiligt ſind. Ich meine, 
ſie werden das Reſultat auch erſt wie wir Sonnabend Abend erfahren haben. 
Das iſt eine Illustration, wie die deutſche Reichsgeſetzgebungs⸗Maſchine ar: 
beitet. (Sehr wahr.) Herr v. Saucken hat zu meiner großen Befriedigung 
beute erkannt, daß jetzt die Nationalliberalen eine Regierungs⸗ Partei ſind. 
Ich wundere mich ſehr, daß er erſt jetzt dieſe Entdeckung macht. (Heiterkeit) 

Dieſe Regierungspartei waren ja die Nationalliberalen von Anfang an. 

ch bin erſtaunt geweſen, weshalb die Officiöſen fortwährend betonen, es 
ei eine Partei Bismarck sans phrase nothwendig. Meine Herren lauf die 
ationalliberalen deutend), haben wir denn nicht etwa ſchon eine ſolche 


Partei? (Sehr wahr! Heiterkeit.) Es ſoll das ja kein Vorwurf fein, Herr 


Abg. Lasker. Es iſt ja ganz in der Ordnung, daß eine Regierung auch eine 
Regierungspartei habe. Was ich aber im höͤchſten Grade unlogiſch und 
tadelns⸗ und verdammenswerth halte, iſt, daß man das von Seilen dieſer 
ſelben Partei durchaus nicht zugeben will und fortwährend bemäntelt. So 
iſt alſo in dieſer Frage conſtatirt worden, daß die Herren Nationalliberalen 
mit fliegenden Fahnen zu den Conſerbativen übergegangen ſind. Die Folgen 
davon werden ſich zeigen. Nicht etwa bereits bei der bevorſtehenden nächſten 
Wahl. Das glaube ich meinerſeits nicht. Denn hierfür iſt ſchon alles feſt⸗ 
geſtellt und kommen dieſe Erfahrungen und Erlebniſſe zu ſpät. Wohl aber 
bei der nächſten Wahl nach 3 Jahren. (Aha! bei den Nationalliberalen, 
und Heiterkeit.) Dieſe Heiterkeit iſt gar nicht gerechtfertigt, meine Herren, 
ich habe lange genug im politiſchen Leben gearbeitet, um zu willen, daß 
drei Jahre im parlamentariſchen Leben wie ein 1 iſt. Nach drei 
Jahren wird das deutſche Volk begriffen haben und begreifen können, wie 
die Sachen eigentlich ſtehen. Die Preſſe, die das Hauptopfer dieſes Com⸗ 
promiſſes an ihrem eigenen Leibe 17 tragen und zu fühlen haben wird, 
wird allerdings zunächſt wohl die Reſignation üben, die Herr Miquel und 
Herr Lasker von ihr erwarten. Pas K 
ber nur deshalb, meine Herren, weil die Beſitzer, die Eigenthümer der 
Preſſe es nicht leiden werden, daß die Herren Redacteure dasjenige ſchreiben, 
was ſie eigentlich wollen und was ſich als Antwort auf dieſen Compromiß 
gehört. Die Inhaber der Zeitungen ſind nämlich im Großen und Ganzen 
mit verſchwindenden Ausnahmen entweder gouvernemental abſolut oder fie 
ſind nationalliberal. Die wenigen Blätter, die anderen Parteien angehören 
und deren Inhaber wirklich unabhängig ſind, die freilich werden gu 
deres reden und da werden Sie, meine Herren, ein richtiges Urlheil über 
Ibr Verbalten finden können, wenn Ihnen danach gelüſtet. Sie ſprechen 
fortwährend von Rechtsei Nun haben Sie für Baiern und Baden die 
Schwurgerichte in Preßſachen angenommen, in den übrigen Ländern nicht; 
iſt das Nechtseinheit? Bei der Verfolgung gegen Beamte ſoll in den deut⸗ 
ſchen Ländern, wo ein Verwaltungsgericht eriftirt, dieſes enticheiben, in den 
andern deutſchen Staaten aber das Reichsgericht. Iſt das echtseinheit! 
Nein, meine Herren, das it ein ſchneidender Riß in die Nechtseinheit. 
Sehr wahr! Beifall.) Ich erkenne in dieſem Compromiß in keinem einzigen 
unkte einen Fortſchritt gegenüber den beſtebenden Zuständen (Widerſpruch 
bei den Nationalliberalen). Nein, meine Herren, in keinem einzigen, nicht 
einmal für Preußen; wohl aber ſehe ich darin ein Aufgeben alles deſſen, 
was in den wichtigsten Forderungen und Beſtimmungen das ganze Land 
bisher verlangt hat. (Sehr wahr! links und im Centrum.) Ich erinnere 
nur an die Beſchtüſſe des Compromiſſes in Bezug auf die Berufungsfrage. 
Man ſpricht hier fortwährend, es handle ſich ja nur um einen deine. 
Gerade vor ſolchen Verſuchen und Experimenten kann ich nicht ngend 
genug warnen. Einem Angellagten keinen Verteidiger zuzugeſtehen und 
dabei die Berufung zu verwerfen, nenne ich Experimentiren mit der Frei⸗ 
beit unſerer Mitbürger und vor ſolchen Experimenten ſollten wir uns hüten. 
Der Abgeordnete Lasker zitterte ſelbſt bei der erſten Leſung vor den Folgen 
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l nicht mit dem Leben, der Frei⸗ 
heit und der Ehre meiner Mitmenſchen. (Beifall und Ziſchen.) 

Abg. Gneiſt: Der Vorredner weiß am beſten aus eigener Vergangen⸗ 
Ne daß die Differenzen zwiſchen Bundesrath und Reichstag dem größeren 

heil nach darauf beruhen, daß man die Einrichtungen der Aua anders 
anſieht, wenn man in täglicher Gewohnheit nur Juſtiz zu verwalten hat, 
anders, wenn man ein Richteramt übt, anders, wenn man als Rechtsanwalt 
oder Staatsanwalt die Dinge gehen ſieht. Dieſe Gegenfäge find nicht leicht 
zu einer Verſtändigung zu bringen. Aber hundert Differenzen von gleicher 
und großen Wichtigkeit ſind ſchon in der Commiſſion ausgetragen, in einer 
ſehr großen Zahl von Fragen hat der Verwaltungsſtandpunkt bereits dem 
richterlichen nachgegeben. Es iſt der Reſt eines gewaltig langen status 
causae et controversiae, welcher nach unſerer Geſchäftsordnung heute noch 
einmal die Bedenken des Verwaltungsſtandpunktes zuſammenfaßt. Wir 
werden uns gegenſeitig augeitchen, daß in dieſer Lage jeder Streitpunkt an: 
ders beurtheilt werden muß, als wenn er durch Novelle oder Einzelgeſetz be⸗ 
ſonders geregelt werden ſollte. Eine berechtigte Kritik hat viele Bedenken 
zu erheben, ebenſowohl gegen die ſchon vereinbarten Beſchlüſſe, wie gegen 
die noch offenen. Allein mit einer abſoluten Kritik der Einzelfrage iſt ein 
Geſetzbuch von einem Parlamente niemals zu beſchließen. Der hier einzig 
berechtigte Standpunkt iſt der relative. Wir haben uns nur die Frage 
vorzulegen: ſind die Einzelbſtimmungen im Verhältniß zu dem Geſammt⸗ 
werk ſo durchgreifend daß ſie den Charakter und Werth des Ganzen beein⸗ 
trächtigen? In dem Gerichtsverfaſſungsgeeſetz nun werden die großen Grund⸗ 
üge unſerer Rechtſprechung ſo vollſtändig klar, durchgreifend beſtimmt zur 
eltung gebracht, wie es bisher in Deulſchland niemals gelungen iſt. In 
Verbindung damit find der Vertheidigung im Strafproceß jo erweiterte 
Rechte eingeräumt, daß die bürgerliche Freiheit damit höhere Garantie ge⸗ 
winnt, als bisher, ja höhere ſelbſt, als zur Zeit irgendwo beſtehen. Wir 
werden mit dieſen Geſetzen beſtehen, mit Ehren beſtehen vor Deutſchland 
und vor der Welt, mag in 12 Fragen die Faſſung des Bundesraths oder 
der zweiten Leſung zur Geltung kommen. . 
da werde Grundſätze, die ich für nicht richtig halte, bekämpfen wie bis⸗ 
her, aber ich werde das Zuſtandekommen des großen Ganzen nicht hindern 
und ich erwarte von der Vaterlandsliebe meiner e ein Gleiches. 
Techniſch⸗juriſtiſche Gründe können undſwerden das Zustandekommen nicht 
hindern, ſondern es iſt die ſtaatsrechtliche Frage, die in letzter Stunde 
unfer Werk in Gefahr bringt, die ſtagtsrechtliche Differenz, die ihrer Natur 
nach für dieſe hohe Verſammlung im Vordergrunde ſteht. Die Gerichte ſtehen 
in nothwendiger Beziehung zu den höchſten Regierungsacten und Regiexungs⸗ 
maximen eines jeden Staates. Die deutſchen Gerichte waren die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Wächter des Rechts und des Geſetzes, jo lange fie, beſtehen. Nur 
in Preußen ſind unter Friedrich Wilhelm IV. die Gerichte ihrer verfaſſungs⸗ 
mäßigen Function als Geſetzeswächter enthoben worden und es entſteht die 
Frage; Will Preußen auf den Weg deutſcher Gerichtsverfaſſung zurückkehren, 
oder ſoll das übrige Deutſchland den neupreußiſchen Wegen folgen? Wir 
hoffen, daß Preußen das einſt gegebene Wort,n Deutſchland aufzugeben, auch in 
der Gerichtsverfaſſung einlöfen wird. Nur in Preußen hat man auch 1849 den 
deutſchen Hel bei Seite geſetzt und das Anklagerecht mit der Staatsanwalt: 
ſchaft zur Dispoſition der zeitigen Miniſter geftellt, eine Neuerung, deren Folgen 
alsbald ſichtbar wurdenzals Schutzloſigkeit der Verfaſſung, wie des Einzeln gegen 
die Miniſterverwaltung. as) darf von jetzt an im Deutſchen Reich 
ein Miniſter in jedem Falle die Anklage befehlen oder Demmen durch Anwei⸗ 
taatsanwaltſchaft. Eine ſolche Ausſchließlichkeit der Mi⸗ 
niſtergewalt enthält eine Verfaſſungsänderung von Grund auf. Es ent: 
ſteht damit eine dictatoriſche Gewalt, durch welche das Strafrecht ſich den 
Geſichtspunkten der Verwaltung unterordnet. Napoleon J. hat anerkaunt, 
daß eine ſolche Einrichtung ſelbſt für Frankreich nicht zuläſſig ſei. Der 
Sante der Standpunkte erweitert ſich aber noch durch die zweite ver⸗ 
wandte Frage. 

Aus dem Geſetzeswächteramt der Gerichte folgt der für das bürgerliche 
Leben maßgebende Grundſatz, daß jeder Beamte für Eingriffe in das Privat⸗ 
eigenthum und für den ſtrafbaren Amtsmißbrauch durch unmittelbare Anz 

ehung der Gerichte verantwortlich ſein ſoll. Kein Hofreſeript dürfte dieſen 
uf der Juſtiz hemmen oder von der Erlaubniß einer anderen Behörde 
oder Beamtencommiſſion abhängig machen. Die Könige von Preußen haben 
in der Anerkennung dieſes Grundſatzes ihren Ruhm gefunden. Ja wir 
dürfen annehmen, daß die Integrität und moraliſche Selbſtſtändigkeit des 
preußiſchen Beamtenthums ſeit eg Wilhelm J. an erſter Stelle auf 
diefer * 5 des Einzelnen beruhte, der ſich für ſtrafbare Hand: 
lungen durch keine Anweiſungen ſeines Vorgeſetzten decken darf. Trotzdem 
Det Preußen den alten Grundſatz 8 und 1854 den franzöſiſchen 
egierungsgrundſatz angenommen, nach dem der Unterthan ſein Recht gegen 
den Beamten nur finden kann, wenn eine Beamtencommiffion erklärt, daß 
ein für die Gerichte geeigneter Fall vorliege. Das übrige Deutſchland 
it dagegen dem dentſchem Grundſatz des verfaſſungsmäßigen Gehorſams 
treu geblieben. Und hier iſt die Vorlage davor zurückgeſcheut, den 
preußiſchen Grundſatz dem übrigen Deutſchland aufzudrängen. Es ſoll dieſer 
Punkt ein Reſervatrecht der preußiſchen Verwaltung bleiben. Wahrend der 
Deutſche feiner Obrigkeit Gehorſam ſchuldet in allen geſetzmäßigen Dingen, 
ſoll der Preuße den Vorzug haben, auch in ungeſetzmäßigen Dingen zu ge⸗ 
horchen, wenn eine r der Anſicht iſt, daß der Fall für 
die Gerichte ſich nicht eigne. Die Verlegung des Rechtsweges an dieſer 
Stelle ändert das Grundverhältniß des Unterthanen zur Obrigkeit. Die 
Fortdauer dieſes Zuſtandes würde eine capitis diminutio für ung Preußen 
enthalten, die wir ſicher nicht verdient haben. Ohne Beſeitigung dieſes 
wieſpaltes entſteht für uns ein „non possumus.“ Der Inhalt der von den 
Regierungen in letzter Stunde geſtellten Bedingungen weiſt lediglich auf 
Preußen hin, welches ernſte Bedenken für ſeine Verwaltung zu erheben ſcheint. 
Man ſcheint in ae einer ſtärkeren Centraliſation zu bedürfen, 
um durch die ſtraffe Ordnung des Staates in ſeiner bürgerlichen und 
militäriſchen Machtſphäre einen Halt für die kleineren Staatenkörper zu be⸗ 
wahren, um möglichen Gefahren der Zukunft vorzubeugen. Allein iſt dieſer 
u ſeiner Zeit vielleicht berechtigte preußiſche Standpunkt noch aufrecht zu 
alten im deutſchen Bundesſtaat als Theil einer dauernden Ordnung des 
deutſchen Gerichtsweſens überhaupt? Wir verneinen dieſe Frage aus Grün⸗ 
ben; denen keine Staatsmacht gewachſen iſt. 5 

Das neue Deutſche Reich kann nicht in Widerſpruch mit dem ältejten 
Verfaſſungsgrundſatz Deutſchlands treten. So weit ich die Verhältniſſe 
überſehe, hat leine reichs⸗ und landſtändiſche Verſammlung in Deutſchland 
jemals die normale Stellung der Gerichte in dieſen Fragen verleugnet. Auch 
der Deutſche Reichstag hat ſeit ſeinem Beſtehen ſtets in dieſem Sinne 


votirt bei dem Reichsſtrafgeſetzbuch, dem Beamtengeſetz und zahlreichen an⸗ 


deren Geſetzen. Sodann iſt der Bundesitaat, am meiſten der Deutſche 
Bundesſtaat, 4 nicht haltbar ohne die feſte Gliederung der Gewalten 
unter Garantie der Gerichte. Wollten die kleineren deutſchen Regierungen 
mit unverantwortlichen Miniſtern und Beamten dictatoriſch zu regieren be⸗ 
ginnen: fie würden ſich ſelbſt den Boden unter den Füßen entziehen und 
alsbald in einen formlos bureaukratiſchen Einheitsſtaat aufgehen. Die 
deutſche Stellung der Gerichte iſt die Exiſtenzfrage für die Selbſtſtändigkeit 
der Gliederſtagten jederzeit geweſen und iſt es noch heute. 

Endlich erſchienen die Rechtsvorſtellungen unſerer Nation von dem 
ſelbſtſtändigen Walten des Strafgerichts und von der Verantwortlichkeit des 
deutſchen Beamten unahänderlich. Sie haben unſere innere Staatsbildung 
beſtimmt im Laufe der Jahrhunderte. Sie gehören auch heute noch zum 
character indelebilis eines jeden Deutſchen, den er unter leiner Hemisphäre 
verleugnet: der 2 gegen ſeine Obrigkeit, aber nur Gehorſam in 
rechten und geſetzmäßigen Dingen, — wenn nicht, nicht. 0 

ch glaube nicht, daß, die preußiſche Regierung das Gewicht dieſer 


Gründe verlaunt hat. Es ene ſich vielmehr nur um Inconvenienzen, 


ür die Stellung der preußiſchen Beämten, um derentwillen dieſer Punkt der 
uſtizgeſeze noch einige Zeit verſchoben bleiben ſollte. Die Reichsjuſtiz⸗ 
Commiſſion hat dieſe Bedenken anerkannt, oder ihre ſofortige Abhilfe für 
eben jo möglich als nothwendig anerkannt. Im Cixvilproceß entſteht 
durch die Publication dieſer Geſetze der Mißſtand, daß Jedermann, welcher 
einige Koſten daran wenden will, ſich täglich die Genugthuung verſchaffen 
kann, jeden Beamten, jeden deutſchen Miniſter, auch den Reichslanzler jelbit 
15 verklagen. Dieſer Mißſtand entſteht dadurch, daß das neue Geſetz jede 
zorprüfung der Klage durch das Gericht beſeitigt. Es bedarf daher an 
dieſer Stelle einer Herſtellung des alten Grundſatzes der Zurückweiſung 
frivoler Klagen per decretum; nur darf dieſe vorprüfende Behörde niemals 
eine Verwalkungsbehörde fein, ſondern nur ein Gericht mit allen Garantien 
richterlicher Stellung und lediglich zur Entſcheidung der Vorfrage aus recht⸗ 
lichen Gründen. In der Juſtizcommiſſion wurde ſogar nech 575 propo⸗ 
nirt, aber von den Nee Ropmilarien abgelehnt. Wir ſchlugen die 
Aufnahme der Schutzmaßregeln vor, welcher ein mit Genehmigung des 
Königs eingebrachter Geſetzentwurf der preußiſchen Miniſter von 1861 
als genügend für dieſen Zweck bereits anerkannt hatte. In gleicher 


Weiſe bedarf es eines Schutzes der Beamten gegen frivole Strafver⸗⸗ 


folgungen, welche allerdings durch jedes mit der Staatsanwaltſchaft 
concurrirendes Strafverfolgungsrecht entitehen kann. Die Vorſchläge 
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r falſche Anklagen hinzufügen, die aber von den verbündeten Regierungen 
ſelbſt in allen Stadien grundſätzlich abgelehnt worden iſt. 

Wir hören noch von Bedenken wegen der Stellung ven Militärperſonen; 
allein das militäriſche Strafverfahren bleibt unberührt durch dies Geſetz, 
und im Civilproceß ſtellt ſich nun das Verhältniß her, welches unter Friedrich 
Wilhelm III. und der Sache nach von jeher in Preußen beſtanden hat. 
Sind das nun wirklich Bedenken, um derenwillen die größte Schöpfung des 
neuen deutſchen Reiches zum Scheitern kommen ſollte? Als die großen Ge⸗ 
etzeswerke ichen Sg II. vollendet worden, entſtanden allerdings auch die 
taatsrechtlichen Schlußbedenken, und der Großkanzler und der Berichterſtatter 
mußte im Cabinet darüber Vortrag halten. Aber es handelte ſich damals 
um andere Fragen. Es handelte ſich damals um ſtaatsrechtliche Grund⸗ 
ſätze, gegen welche das beginnende Schreckensregiment der franzöſiſchen Re⸗ 
volution ernſte Zweifel erregte. Allein der friedricianiſche Geiſt hat auch da⸗ 
mals im Cabinet gewaltet und die Bedenken überwunden. Um wie viel leichter 
und klarer liegen die Verhältniſſe heute. Mit dem Drange zur Wiederaufrich⸗ 
Eu des deutſchen Reiches iſt in unſerem Volke die Sehnſucht nach der 
Einheit des Rechts erwacht, welche ſeit einem Menſchenalter alle Reform⸗ 
beſtrebungen beherrſcht. Unſere Nation weiß, daß zur deutſchen Spra 
und Sitte untrennbar das deutſche Recht gehört, um uns wieder vollbürtig 
in die Reihe der Nationen zurückzuführen. Gerade darum, weil wir in uns 
geſchieden ſind durch die heili hen Ueberzeugungen, welche die Menſchen 
trennen; geſchieden durch den Varticularismus in allen Geſtalten, darum 
era wir ſtärker, als andere Nationen, daß wir aufhören würden, eine 

ation zu ſein ohne unſere Sprache, unſere Sitte, unſer gemeinſames Recht. 
Unſere Verfaſſungsurkunde kann dieſe Einheit nur formiren, nicht fundiren. 
Erſt die Gemeinſamkeit des Rechts in der neueren Geſtalt der Geſetzeswerke 


hat den Völkern Europas ihre dauernde Conſiſtenz gegeben, für uns die 


Milder ene, Die „unnennbare Sehnſucht des deutſchen Volkes nach dem 
iedergewinn der verlorenen Güter“ wird nicht eher ruhen, bevor das 
deutſche Reichsgericht wieder aufgerichtet iſt mit ſeinen kaiſerlichen und ge⸗ 
meinen Rechten. b 

Mit freudigem Stolz werden wir den Namen unſeres Kaiſers und ſeines 
Kanzlers unter dieſen größten Staatsurkunden des neuen Reiches ſehen als 
eine Krönung ihres Werkes. Wenn uns aber mit Gottes Hilfe das Werk 
ſchon gelingen follte, fo dürfen wir noch Eines hinzufügen. Weniger als 
das Bisherige wird dies das Werk eines Mannes ſein. Es wird nicht, 
wie vor 100 Jahren, nur das Werk eines erleuchteten Monarchen und ſei⸗ 
nes Großkanzlers ſein, ſondern zum größten Theil ein Werk des deutſchen 
Volkes, welches Viele unterſchreiben dürfen als die Frucht der Arbeit der 
letzten 12 Jahre, als eine Schöpfung der redlichen Bemühungen der Sach⸗ 
verjtändigen ſeit einem Menſchenalter. Zugleich als ein unvergeßliches 
Denkmal dieſes Parlaments, dem die Art der Leitung des großen Werkes 
durch die verbündeten Regierungen einigen Raum gelaſſen hat, ſeine eige⸗ 
nen Verdienſte es erwerben durch eine gewiſſenhafte patriotiſche Arbeit. 
Neben dieſer größten Staatsaufgabe treten doch alle ſpeciellen Streitpunkte 
der Conſtruction zurück und am allerwenigſten ſollte man von Gewiſſens⸗ 
bedenken reden, wo es ſich lediglich um Erhaltung des Status quo handelt 
und Niemand etwas verliert, was bisher irgendwo beſtanden hätte, ſondern 
wo man das Werk nur hindern will, weil nicht alle berechtigten a 
neben dem großen Ganzen gleichzeitig erzwungen werden können. Dieſen 
Gewiſſensbedenken des Vollstribunals gegenüber werden wir Unterzeichner 


des Antrages auch als Rechtsverſtändige die Verantwortung übernehmen, 


Einer für Alle und Alle für Einen. 

Abg. Bebel: Die jetzigen Debatten wären zum großen Theil überflüſſig, 
wenn der Naeh wirklich, wie es ſeine Aufgabe iſt, die ihm anvertrauten 
al des Volkes vertreten wollte. Es ſcheint aber jehr am guten 


illen zu mangeln. Die Stellung des Reichstages ſcheint mir recht durch 


einen der letzten Satze in dem Schreiben des Reichskanzlers charalteriſirt zu 
werden, womit derſelbe die Beſchlüſſe des Bundesrathes dem Hauſe mit⸗ 
theilte. Er ſagte, daß die Regierungen mehrere der Beſchlüſſe der zweiten 
Leſung nicht haben acceptiren können, weil ſie ſie unvereinbar hielten mit 
der Wahrung der vorzugsweiſe ihrer Obhut anvertrauten öffentlichen Inter⸗ 
eſſen. Wenn wir ſo etwas ſagen, dann ſtützen wir uns auf ein Volksman⸗ 
dat, die Regierungen ſtützen ſich nur auf ihre Gewalt und auf keinen Rechts⸗ 
titel. Ich ſage das, weil wir uns das Recht vorbehalten, im Falle die 
Regierungen gegen das Volk handeln und wir die Macht haben, dieſelben 
einfach zu beſeitigen. Die Regierungen ſagen: „Der Staat ſind wir“, und 
wenn die Geſetze uns nicht paſſen, dann perweigern wir ihnen einfach die 
Sanction. Der Staatszweck iſt, Garantieen für die Rechtsſicherheit zu 
ſchaffen; die Regierungen treten 11 aber vom Parteiſtandpunkte ent⸗ 
egen. Wir haben auch jetzt einige Anträge ohne Hoffnung auf Erſolg ge⸗ 
Ic namentlich einen Antrag auf ftaatlihe Entſchädigung der unſchuldig 
zerurtheilten und in Unterſuchungshaft Genommenen. Sie ſelbſt haben in 
einem eclatanten Fall aus innerem Drange den Betroffenen zu unterſtützen 
unternommen, indem unſer Präſidium ſich an die Spige eines humanen 
Unternehmens ſtellte, deſſen Erträgniß einem unſchuldig Verurtheilten zu 
Gute kommen ſoll. 3 5 5 
Sie erkennen alſo die Nothwendigkeit einer ſolchen Beſtimmung an. Die 
große Majorität wird nichtsdeſtoweniger unſeren Antrag ablehnen, eine 
Volksabſtimmung aber würde eine immenſe Majorität für denſelben ergeben. 
Ich weiß aus langer Erfahrung, was von den Beſchlüſſen zweiter Leſun 
zu halten iſt, ich hätte aber nimmermehr geglaubt, daß es möglich ſei, da 
die Majorität die von ihr mit ſoviel Energie vertheidigte Beſtimmung über 
den Zeugnißzwang aufgeben werde. Die Regierungen werden daraus eine 
Billigung ihres Verfahrens herleiten und die bisher nur in Preußen übliche 
Praxis ſich über ganz Deutſchland ausdehnen. Ich hoffe aber, daß das 
Volk die Augen offen halten wird und ſeinen conſtanten Willen dazu an⸗ 
wenden wird, Männer wie den Abg. Miquel, welche die Rechte des Volkes 
preisgeben, nicht wieder zu wählen. 
Praſident von Forckenbeck: Die zuletzt gebrauchte Wendung enthält 
eine N Beleidigung, um derentwillen ich den Redner zur Ord⸗ 
nung rufe. 
Nbg. Bebel: Das iſt aber meine Auffaſſung. 


Praͤſident v. Forcken beck: Ich wiederhole den Ordnungsruf und kann 


es nicht zugeben, daß eine von mir mit dem Ordnungsrufe kritiſirte Aeuße⸗ 
rung in Voller Meile aufrecht erhalten wird. > 
Abg. Bebel: Alle bisherigen Geſetze haben große Mängel und Abände⸗ 
rungen derſelben ſind nur nach regctionairer Seite hin verſucht worden, wie 
bei dem Strafgeſetzbuch. Vor drei Jahren begannen Sie ihre Thatigkeit 
mit der e Militair⸗Etats, durch welche das Budgetrecht dieſes 
und des folgenden Reichstages zum großen Theile aufgehoben wurde, und 
heute ſchließen Sie ihre Thätigkeit mit der Votixung eines Geſetzes, welches 
die Rechtsentwickelung Deutſchlands auf lange Zeit hinaus hemmen wird. 
Abg. Dombrowski bittet, die Compromißdorſchlage des Abg. Miquel 

abzulehnen, da durch dieſelben die in der zweiten Leſung geſchaffenen Ga⸗ 
rantien für die Rechtsſicherheit völlig in Frage geſtellt würden. Der einzige 
Grund, den man für die Annahme des Compromiſſes geltend mache, die Noth⸗ 
wendigkeit der deutſchen Rechtseinheit, ſei für die Vertreter der polniſchen 
Nation nicht maßgebend, da die letztere gegen ihren Willen an Deutſchland 

elettet ſei und kein Intereſſe an der Einheit des deutſchen Rechtes habe. 

ie Vorlage ſei aber auch in der nt der zweiten Leſung für die Polen 
unannehmbar, wenn nicht noch Beſtimmungen in den Entwurf aufgenommen 
würden, welche den Gebrauch der polniſchen Sprache im gerichtlichen Ver⸗ 
fahren gewährleiſten. g 


Die Generaldiscuſſion wird hiermit geſchloſſen und die Specialberathung 2 


bis Dins tag 11 Uhr vertagt. 79 i g 
Abg. Dr. Lucius (Erfurt): Am Schluß der vorigen Sikung hatte ich 
für heute einen Antrag angekündigt, die Retorſionsbill aus der ommiſſion 
zurückzuziehen und auf die nächſte Tagesordnung zu ſetzen. Da ich mich 
aus der Geſchäftsordnung und durch eine Unterredung mit dem Herrn 
Präſidenten überzeugt babe, daß die Zuläſſigkeit eines ſolchen Antrages bei 
Gelegenheit der Feſtſtellung der Tagesordnung mindeſtens zweifelhaft 
erſcheint, ſo werde ich meinen Antrag behufs regelmäßiger Erledigung ſchrift⸗ 
lich einbringen. } N 
Abg. Richter (Hagen): Der Abg. Lucius hat es heute ſchon wieder für 
ut befunden, uns im Voraus anzukündigen, was er künftig für große 
baten zu thun gedenkt. eue Sollte er ſpäter noch einmal das 
Bepürfniß fühlen, im Hauſe ſolche intereſſante Wee bie u machen, 
ſo bitte ich ih das zu thun, nachdem der Herr Präſident die Sitzung für 
geſchloſſen erklärt hat. (Heiterleit.) I 
bg. Lucius: Ich bemerke dem Abg. Richter, daß ich feines Rathes 
weder in dieſer noch in irgend einer anderen Frage bedarf. 2 
Schluß 5% Uhr. 


Deſterre ich. 
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